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→ Lebensqualität und Vielfalt durch eine bessere  

Raumplanung 

→ Siedlungsentwicklung und ökonomische Entwicklung 

sind parallel betrachtet und verständlich erläutert

→ Einfache Grafiken erklären komplexe Zusammenhänge, 

anschaulich beschriebene Strategien machen  

Betroffene handlungsfähig

In der Raumplanung steht der «Donut» für ausgehöhlte Räume. 
Für Innenstädte, die an Leben und wirtschaftlicher Substanz 
verlieren, während sich Siedlungs- und Arbeitsstandorte zu- 
nehmend ins Umland verlagern. Ähnliche Entwicklungen 
zeigen sich in alpinen Regionen, wo Dorfkerne durch Zweit-
wohnungen zwar baulich erhalten bleiben, jedoch über weite 
Teile des Jahres unbewohnt sind. Es entstehen Orte mit Struktur, 
aber ohne Alltag – mit Häusern, doch ohne Gemeinschaft, mit 
steigenden Preisen, aber schwindender lokaler Wertschöpfung. 

Demgegenüber steht der «Berliner»: dicht, durchmischt und 
lebendig. Er steht für eine Raumplanung, die nicht nur Flächen 
organisiert, sondern Nutzung, soziale Vielfalt und wirtschaft-
liche Tragfähigkeit zusammenbringt.

Von Donuts und Berlinern zeigt, wie Innenentwicklung 
gelingen kann, ohne an Lebensqualität zu verlieren – und 
warum es heute so schwierig geworden ist, die Wirksamkeit 
von Raumplanung tatsächlich einzulösen. 

Die Autorin Christine Seidler ist Raumplanerin und Öko-
nomin, Professorin und Forscherin. Sie verbindet ihre lang-
jährige Praxis in der Stadtentwicklung mit wissenschaftlicher 
Arbeit und politischer Erfahrung in der kommunalen Planung. 
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Das Buch bündelt ökonomische und planerische Perspektiven 
und zeigt die Abhängigkeiten von wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen und deren Einfluss auf Planungsprozesse.

Seidler stellt dabei eine zentrale Frage: Warum gelingt es 
der Raumplanung heute oft nicht mehr, ihre eigene Wirksam-
keit einzulösen? Von Donuts und Berlinern ist eine Einladung, 
Raumplanung und Wirtschaft grundlegend neu zu denken – 
aus der Praxis heraus, wissenschaftlich fundiert und politisch 
erfahren. 

Über die Autorin
Christine Seidler ist Professorin an der Fachhochschule  
Graubünden in Chur und lehrt Städtebau, Nachhaltigkeit, 
Digitalisierung und Volkswirtschaft. Am Institut für Bauen 
im alpinen Raum leitete sie die Forschung in Raumplanung, 
Siedlungsentwicklung und -ökonomie, bevor sie 2025 an das 
Departement DAViS wechselte, um vertieft zu forschen, wie 
Raumplanung konsequent systemisch mit Künstlicher Intelli-
genz verbunden werden kann.

Zuvor war sie Professorin für Urbane Entwicklung und 
Mobilität an der Berner Fachhochschule, Co-Leiterin des  
Forschungsschwerpunkts Dencity sowie in der Weiterbildung 
als Modulleiterin im Bereich Städtebau tätig. 

Über zwanzig Jahre war Christine Seidler Mitglied des 
Gemeinderats der Stadt Zürich und engagierte sich in zentralen 
Kommissionen der Stadtentwicklung und Planung, unter ande-
rem als Präsidentin der Geschäftsprüfungskommission. Zu den 
politischen Meilensteinen ihres Wirkens zählen der Kommu-
nale Siedlungsrichtplan Zürich sowie Initiativen für zahlbaren 
Wohn- und Gewerberaum. 

Parallel zu Forschung und Lehre verantwortet sie die Stadt-
entwicklung auf kommunaler Ebene und verbindet wissen-
schaftliche Arbeit, Planungspraxis und politische Erfahrung.

Christine Seidler lebt mit ihrem Mann in der Nähe von 
Bern und im Tessin.
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der Bedarf, sich an der Entwicklung des eigenen Lebensraumes aktiv zu beteiligen.
Die Globalisierung hat vielen Städten Fortschritte ermöglicht, sie birgt aber auch He-
rausforderungen. «Der globale Trend zur Urbanisierung führt zu einem anhaltenden 
Stadtwachstum weltweit und einem zunehmenden Bedarf an funktionalen Räumen.»10 
Die Nachwirkungen der internationalen Finanzkrise verstärken Einkommensdispari-
täten und schaffen insbesondere in den Ländern Asiens, Afrikas und Südamerikas, 
den sogenannten Trikontstaaten, teilweise prekäre Lebensverhältnisse, die wiederum 
Menschen in die Städte treiben und das Wachstum derselben voranbringen. 
Zugleich befördern die Effekte der Finanzkrise hierzulande Anlagestrategien, die ein-
zig der Kapitalisierung des Bodens dienen, wodurch Bodenpreise in schwindelerre-
gende Höhen getrieben werden. Diese bereiten wiederum den Nährboden für Gentri-
fizierung und führen zum Verlust von Identität.

Herausforderung Urbanisierung: Disparität Stadt–Land11

Die Statistiken belegen klar einen Reurbanisierungsprozess, also ein Bevölkerungs-
wachstum, das sich insbesondere auf die Kernstädte und Agglomerationsräume, 
namentlich auf das Einzugsgebiet der Agglomeration Zürich bis hin zum Raum 
Genfersee konzentriert,12 was noch stärker als bisher zum Nachteil der ländlichen 
Regionen gereichen dürfte und die regionalen Ungleichheiten, insbesondere in Be-
zug auf Finanz- und Wirtschaftskraft, noch verschärfen wird. Räumliche (regionale) 
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* Die Zurich-Versicherung besass 2006 mehr Immobilien als heute. Bei den SBB und Agensa ist der 
Stand von 2006 nicht bekannt. Die SBB besitzt laut eigenen Angaben «rund 1000 Objekte, die derzeit 
in Betrieb sind oder innerhalb der nächsten sechs Monate in Betrieb genommen werden».
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Anteil der kommerziellen Wohnungsbesitzerinnen  
in Zürich

Drei Firmen überragen das Feld, die Wohnungen  
im Besitz der zehn grössten Investorinnen

Stand 2006 Zunahme 2006 bis 2020

Die Marktstruktur hinter Zürichs Mietkrise – Wohnen 
unter Kapitaldruck

Die Visualisierungen zeigen die zunehmende Konzentration des Wohnungsbestands in den Händen 
institutioneller Investorinnen und die daraus resultierende Transformation des städtischen Woh-
nungsmarktes. Die räumliche Verteilung des kommerziellen Eigentums, die wachsenden Markt-
anteile der grössten Akteurinnen und die dynamische Mietpreisentwicklung verdeutlichen einen 
strukturellen Systemfehler: Wohnraum wird finanziell bewirtschaftet und nicht sozial bereitgestellt. 
Dies führt zu systematischer Verdrängung einkommensschwächerer Haushalte, zur räumlichen 
Segregation und zu Mietpreissteigerungen, die sich von der Lohnentwicklung entkoppeln. Die Karten 
und Zeitreihen offenbaren die ökonomischen Mechanismen eines Marktregimes, das zentrale raum-
planerische Anliegen untergräbt.
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Hinweis zu diesem Buch
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Hinweis zu diesem Buch 
Viele der in diesem Buch zusammengeführten Themen und Inhalte habe ich über 
Jahre in meiner Lehr- und Forschungstätigkeit sowie durch meine Tätigkeit als Ge-
meinderätin der Stadt Zürich aufgebaut. An diese Stelle sei auf diese Grundlagen 
hingewiesen. 
Das ganze Kapitel «Megatrend» (S. 17) basiert auf dem von mir 2020 verfassten 
Skript Megatrends, welches Arbeitsgrundlage für die Studierenden im Modul 
Städte bau 1 (2. und 7. Semester), Modul Nachhaltigkeit und Mobilität 1 (1. Semes-
ter) und Modul Digitalisierung (1. und 3. Semester) an der Fachhochschule Grau-
bünden, Fachbereich Architektur und Bauingenieurwesen, war. Das Skript wird auch 
in den jeweiligen Vorlesungen und zugehörigen Vorlesungsskripten in den oben auf-
geführten Modulen verwendet. Im Rahmen einer Semesterarbeit der Studierenden 
Arch_HS_22 fand der Inhalt des Skripts Eingang in das Forschungsprojekt Leitfaden 
Baukultur Rehetobel (Forschungsmandat 2022 bis 2023, Fachhochschule Graubün-
den, Institut für Bauen im Alpinen Raum).
Die Ausführungen im Abschnitt «Dichte vermitteln» (S. 33) basieren auf meinen 
Vorlesungsskripten Modul Städtebau CAS AIPE 2017 bis 2019, Vorlesungsreihen 
Modul Urbane Qualitäten und Urban Prophecy, für Architekturstudierende im Ba-
chelor und Master an der Berner Fachhochschule sowie aus meinem Referat «Dich-
testress» im Rahmen diverser Veranstaltungen zum Thema Innenentwicklung, etwa 
im Kornhausforum, Bern 2019, oder im Rahmen des Forums «Wohnen im Alter», 
ZAZ Bellerive, Zürich 2020. Weiter finden sich die Ausführungen in diversen Begrün-
dungen meiner parlamentarischen Vorstösse während meiner Zeit als Gemeinde-
rätin in Zürich (2003–2021), insbesondere im Zusammenhang mit der Erarbeitung 
des Kommunalen Siedlungsrichtplans in meiner Funktion als Mitglied der besonde-
ren Kommission Richtplan/Bau- und Zonenordnung, sowie zu den Themen Partizi-
pation und Stadtlabor.1 
Die Grundlagen für meine Ausführungen in den Abschnitten «Krisen und Denkfeh-
ler» (S. 35) bilden meine Vorlesungsskripte zu den Kursen Nachhaltigkeit Modul 2, 
– Schwerpunkt Wirtschaft sowie Nachhaltigkeit und Volkswirtschaft für das 7. Se-
mester an der Fachhochschule Graubünden.
Der Abschnitt «Organische Krisen» (S. 39) basiert auf den von mir im Januar 2020 
verfassten Skripten zum Modul Nachhaltigkeit 2, – Wirtschaft und den zugehörigen 
Skripten Vorlesungen 1 bis 13, jeweils 2. Semester, sowie dem Skript Modul Nach-
haltigkeit und Volkswirtschaft 1 und den zugehörigen Skripten Vorlesungen 1 bis 
10, die jeweils im 7. Semester erfolgten; gehalten zwischen 2020 und 2023 an der 
Fachhochschule Graubünden.
Dort, wo Inhalte sich auf Referenzwerke beziehen, sind Quellen aufgeführt. Allfällige 
übersehene Quellenangaben werden in nachfolgenden Auflagen berücksichtigt.

Mit Dank für Reflexion und Peerreview durch Dr. Jens Martignoni, ZAHW Winterthur.

Teil 1  
Teil 2  
Teil 3

11
71

193
Über die Autorin/Dank
Bildnachweis/Impressum

388
390

Verzeichnis

1  Siehe dazu auch: https://www.gemeinderat-zuerich.ch/Mitglieder/Detailansicht-Mitglied?mid=42817325-
1645-42da-bd71-a34faa5e597b (zuletzt aufgerufen: 13.3.2025).

Teil 1:

Übergeordnete  
Herausforderungen 
und Trends: global, 
national und lokal
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MEGATRENDS UND IHR EINFLUSS AUF DIE SIEDLUNGSENTWICKLUNG IN DER 
SCHWEIZ

Megatrend Globalisierung

Der Megatrend Globalisierung bezeichnet das Zusammenwachsen der Weltbevöl-
kerung. Während internationale, auf Kapital ausgerichtete Wirtschaftsbeziehungen 
unter schwankenden nationalen Interessenlagen stehen, befinden sich Wissen-
schaft und Ökonomie, Kultur und Zivilgesellschaften weltweit in zunehmend enge-
rem freien Austausch der Ideen, Talente und Waren. Diese Verbindungen sind der 
vielleicht wichtigste Treiber des menschlichen Fortschritts, sie bergen jedoch auch 
Schattenseiten. Globalisierung führt vermehrt zu ungleichen Entwicklungsmöglich-
keiten und Benachteiligungen in der Gesellschaft.
Die Globalisierung führt zu einer Verschmelzung von Kulturen in diversen Berei-
chen: Kulinarik, Sprachen, Bräuche, Traditionen, Baukultur etc. gehen verloren oder 
gleichen sich an. Damit einher geht eine Verwässerung respektive der Verlust von 
Identitätsfaktoren, die Identifikation prägen – kurzum: diese Entwicklung generiert 
einen Verlust oder eine Transformation von Identitäten. Entsprechend wird das Be-
dürfnis nach völlig unterschiedlichen Werten und Lebensstilen anwachsen und die 
Frage nach Identitäten zunehmend wichtig werden.7

Megatrend Urbanisierung

Die Zukunft gehört der Stadt. «Städte sind die Staaten von morgen.»8 Bisher prägten 
Grenzen die Weltkarte und ihre Geschichte – Städte jedoch prägen das 21. Jahrhun-
dert. Sie sind die wahren Treiber von Wirtschaft, Politik und zunehmend Diplomatie. 
Zwei Drittel aller Menschen leben in Städten – und es werden mehr: mehr Men-
schen und mehr Menschen in Städten. Städte werden dadurch zu den mächtigsten 
Akteurinnen und wichtigsten Problemlösern einer globalisierten Welt. Diesen Trend 
bezeichnet man als Urbanisierung. 

Es gibt zwei Ausprägungen dieses Phänomens:9

1.  In einigen Regionen ziehen Menschen aus Landesteilen in grosse Stadtregionen, 
in denen es bessere Arbeits- und Lebensmöglichkeiten gibt. Dieser Zustrom in 
die Städte wird auch als «Landflucht» bezeichnet und ist besonders in Ländern 
zu beobachten, die in kolonialen Abhängigkeitsverhältnissen standen oder in 
landwirtschaftlich geprägten Regionen mit begrenzten Transformationsmöglich-
keiten. Dies führt zu einem enormen Siedlungsdruck auf die wachsenden Mega-
städte, insbesondere auf der Südhalbkugel.

2.  Innerhalb von hoch entwickelten Wirtschaftsräumen gibt es ebenfalls eine Zunah-
me der Mobilität, insbesondere von Menschen mit höheren sozialen Kompetenzen. 
Diese Mobilität resultiert aus relativ schlechteren beruflichen Perspektiven vor 
Ort, die schneller erodieren, als neue Entwicklungs- und Stabilisierungskonzepte 
greifen können. Dies betrifft nicht nur ländliche Räume, sondern auch Städte, die 
im Zuge der Globalisierung an Bedeutung verlieren. Hingegen erscheinen Städte 
mit vielversprechenden Entwicklungspotenzialen zwischen «globalen Städten» 
und «Regiopolen» attraktiv. Die Motive für diese Wanderungsbewegungen sind 
stärker auf eine bewusste berufliche und persönliche Entwicklung ausgerichtet.

Diese beiden Entwicklungslinien führen zu einer verstärkten Bedeutung von Städ-
ten. Der Begriff Urbanisierung beschreibt dabei die Attraktivität von Städten in Regi-
onen mit begrenzten Möglichkeiten, während die Bezeichnung Reurbanisierung auf 
die Anziehungskraft von Städten in hoch entwickelten Wirtschaftsräumen hinweist, 
in denen neue Entwicklungsmöglichkeiten vorhanden sind.
Städte sind durch die Globalisierung heute mehr als nur Orte, denn Urbanisierung um-
fasst weit mehr als nur den Wandel von Lebensräumen. Eine wachsende Konnektivität 
ermöglicht innovative Formen der Vernetzung und Mobilität. Dadurch lösen sich bis-
her klare Zuordnungen wie privat oder öffentlich, Innen oder Aussen und Arbeit oder 
Freizeit auf oder überlagern sich. Vor zehn Jahren wäre es kaum denkbar gewesen, 
mit dem Laptop auf einer Parkbank ein Onlinemeeting abzuhalten, ohne dass man 
aufgefallen wäre. Urbanität führt uns zu neuen Lebens- und Denkweisen. Städte er-
fahren eine Renaissance als Lebens- und Kulturform. Die Metropolen der Zukunft wer-
den vielfältiger, vernetzter, lebenswerter und in jeder Hinsicht grüner. Vor allem aber 
wandelt sich das Verhältnis und Bewusstsein der Menschen zu ihren Städten und damit 

7  Christine Seidler, «Spezifitäten des ländlichen Raumes«, in: Eidgenössische Migrationskommission (Hrsg.), 
Periurban, Bern 2022. https://www.ekm.admin.ch/ekm/de/home/projekte/abgeschlossen/periurban.html 
(zuletzt aufgerufen: 25.7.2023).

8  Zukunftsinstitut, «Urbanisierung: Die Stadt von morgen», https://www.zukunftsinstitut.de/zukunftsthemen/
urbanisierung-die-stadt-von-morgen (zuletzt aufgerufen: 22.5.2023).

9  Klaus Brake, «‹Reurbanisierung› – Globalisierung und neuartige Inwertsetzung städtischer Strukturen 
‹europäischen› Typs», in: Oliver Frey, Florian Koch, Die Zukunft der europäischen Stadt. Stadtpolitik, Stadt-
planung und Stadtgesellschaft im Wandel, Wiesbaden 2011, S. 299–323; Mike Davis, Planet of Slums, 
London 2007; Saskia Sassen, Cities in a World Economy, New York 1994. Jürgen Aring, Iris Reuther, Regio-
polen. Die kleinen Großstädte in Zeiten der Globalisierung, Berlin 2008.
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Die Top-50-Firmen mit der grössten Kontrollmacht

1 Barclays
2 Axa
3 State Street Corporation
4 JPMorgan Chase & Co.
5 Legal & General Group
6 UBS
7 Merrill Lynch & Co.
8 Franklin Resources
9  Deutsche Bank AG
10 Credit Suisse
11 Natixis
12 Morgan Stanley
13 The Goldman Sachs Group
14 T. Rowe Price Group
15 Legg Mason
16 Mitsubishi UFJ Financial Group
17 Northern Trust Corporation
18 Societé Générale
19 Bank of America
20 Allianz
21 Invesco
22 Lloyds TSB
23 Aviva
24 Old Mutual Public Limited Company
25 Schroders
26 Sun Life
27 Crédit Agricole
28  Caisse Nationale des Caisses d’Epargne  

et de Prévoyance (CNCE)
29 Standard Life
30 Lehman Brothers
31 BNP Paribas
32 Nomura Holdings
33 ING Groep
34 Unicredito Italiano
35 HSBC Holdings
36 Ameriprise Financial
37 Affiliated Managers Group
38 The Canadian Depository for Securities
39 Janus Capital Group
40 Resona Holdings
41 Fortis
42 HBOS
43 AegonUnion Asset Management Holding AG
44 Union Asset Management Holding AG
45 ABN Amro Holding
46 Citigroup
47 Royal Bank of Canada
48 Prudential Financial
49 Marsh & Mclennan Companies 
50 DZ BANK AG Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank

Land (Anzahl Firmen)

 USA (33)
 Grossbritannien (19)
 Frankreich (15)
 Kanada (11)
 Deutschland (10)
 Japan (10)
 Italien (8)
 Niederlande (6)
 Schweden (6)
 Schweiz (6)
 sonstige Länder (23)
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Armut und Analphabetentum gehen oft einher, besonders wenn es um extreme Ar-
mut geht. Auch in entwickelten Ländern gibt es deutliche Verbindungen zwischen 
Armut und Bildungsdefiziten. Selbst in unserem Land, wo Unterricht und Lehrmittel 
wie Schulbücher in der obligatorischen Schule kostenfrei sind, besteht ein Zusam-
menhang zwischen Armut und Bildungsmangel. Es scheint, dass die Hürden im Bil-
dungssystem so hoch sind, dass benachteiligte Schülerinnen und Schüler sie selten 
überwinden können. Bildungschancen werden weiterhin von der sozialen Herkunft 
beeinflusst. So weist der Sozialalmanach der Caritas von 2013 aus,122 dass die 
Chancen einer Gymnasialempfehlung für ein Kind aus einem Elternhaus mit hohem 
Sozialstatus fast dreimal, im Kanton Zürich gar viermal so hoch sind wie die eines 
Arbeiterkindes.123 Und Kinder aus gutverdienenden Elternhäusern haben sogar 
eine 7,4-fach grössere Chance, ein Studium aufzunehmen.124 Das Entscheidende: 
Armut ist nicht nur von Geldmangel gekennzeichnet, sondern vor allem von einem 
Mangel an Wissen, einem Mangel an Gelegenheiten, einem Mangel an Empower-
ment, also einem Bewusstseinsmangel. Mangel an Bildung ist unbestritten nach 
wie vor eine der wesentlichen Ursachen von Armut. Bildung, insbesondere Chan-
cengleichheit auf Bildung, bleibt damit zweifelsfrei einer der wichtigsten Schlüssel 
für Wohlstand.

Doch Chancenungleichheit betrifft längstens nicht mehr nur Fragen der Bildung, 
sondern berührt zusehends auch die Lebensqualität, beispielsweise die Wohn-
ortwahl. Die meisten von uns können dem Zwang, sich an einen bestimmten Ort 
zu binden, nicht ausweichen. Sei es aus familiären, religiösen, meistens aber aus 
wirtschaftlichen Gründen. Auch wenn hierzulande Armut verborgen ist, sind in der 
Schweiz 745 000 Menschen armutsbetroffen. Armut in Industrienationen ist defi-
niert durch Parameter wie einen Lohn, der nicht ausreicht, um den Lebensunterhalt 
zu bewältigen. So bleibt beispielsweise ein Zahnarztbesuch unerschwinglich, sind 
weder Krankenkasse noch angemessener Wohnraum leistbar. Die Konsequenzen 
reichen von negativen Einflüssen auf die Gesundheit über mangelnde soziale Kon-
takte bis zu Ausschluss aus der Gesellschaft und Perspektivlosigkeit.125

Eine hohe Lebensqualität, eine interessante Stadt mit einem breiten funktionalen 
und infrastrukturellen Angebot, ein attraktives, vielfältiges Quartier gehen oft mit 
einem sehr hohen Mietpreisquantil und einem verknappten Wohnungsangebot 
einher, das sich in der Regel nur sehr gut ausgebildete, gutverdienende und eher 
jüngere Menschen leisten können. Es bilden sich sogenannte Cluster im Immobi-
lienmarkt. Das Preisquantil für Wohnungen und Gewerberäume wird stark quartier-
abhängig. Das bedeutet konkret, dass zahlbare Wohnungen oft gleichbedeutend 
mit dem Verlust von Qualität und Lebensqualität sind. Günstiger Wohnraum befin-
det sich, mit Ausnahme des gemeinnützigen Wohnungsbaus, vorwiegend an stark 
belasteten Verkehrsnetzen und in peripheren, mit Grünraum oder Infrastruktur 
unterversorgten Lagen. Die eidgenössische Strassenlärm-Katasterkarte, welche 
regelmässige Grenzüberschreitungen oder Überschreitungen von Alarmgrenzwer-
ten126 festhält, ist beispielsweise nahezu deckungsgleich mit der Karte «Segregation 

122  Doris Edelmann, Vortrag «Bildungsketten zur Prävention und Bekämpfung von Armut» anlässlich der 
Fachtagung «Mit Innovation gegen Armut: Kontinuierliche Angebote zur Förderung der Bildungschancen», 
Aarau, 4.9.2017; sowie Tobias Fritschi, «Weiterbildung und Nachholbildung zur Herstellung von Chancen-
gerechtigkeit», in: Caritas Schweiz (Hrsg.), Sozialalmanach 2013. Bildung gegen Armut, Luzern 2013, S. 
183–198. 

123  Vgl. Giorgio Scherrer, «Nicht nur die Leistung entscheidet. Der Wohnort und das Portemonnaie der Eltern 
bestimmen mit darüber, wer es durch die Gymiprüfung schafft», in: Neue Zürcher Zeitung (Zürich und 
Region), 8. März 2022, S. 13.

124 Caritas Schweiz (Hrsg.), Sozialalmanach 2013. Bildung gegen Armut, Luzern 2013.
125  https://www.caritas.ch/de/armut-in-der-schweiz/ (zuletzt aufgerufen: 26.7.2023).

126  In Bezug auf Lärm (Lärmschutzverordnung LSV) wird «Grenzüberschreitung» und «Überschreitung von 
Alarmgrenzen» in der Schweiz wie folgt unterschieden: Die «Grenzüberschreitung» bezieht sich auf die 
Überschreitung der gesetzlich festgelegten Lärmgrenzwerte in der Schweiz. Die Schweiz hat strenge 
Vorschriften für den Lärmschutz, die in der Lärmschutzverordnung (LSV) und der Lärmschutzverordnung 
für Verkehr (LSV) für verschiedene Arten von Lärmquellen wie Strassenverkehr, Eisenbahnverkehr, Flugver-
kehr, Gewerbe- und Industrieanlagen, Freizeit- und Sportanlagen sowie Baustellen festgelegt sind. Wenn 
der Lärmpegel einer bestimmten Quelle die gesetzlich festgelegten Grenzwerte überschreitet, spricht man 
von einer Grenzüberschreitung.

  Die «Überschreitung von Alarmgrenzen» bezieht sich auf spezielle Grenzwerte, die temporär für bestimmte 
Lärmquellen, zum Beispiel Baustellenlärm, gelten und als Alarmgrenzen bezeichnet werden. Alarmgrenzen 
sind in der Regel höher als die regulären Grenzwerte und dienen dazu, auf kurzfristige, temporäre Lärmsitu-
ationen hinzuweisen, die für die Bevölkerung besonders belastend sein können. Dies trifft häufig durch die 
Überschreitung von Grenzwerten der Lärmquelle «Motorisierter Verkehr» an stark befahrenen Strassen zu.

127  Stadt Zürich, Stadtentwicklung, Residentielle Segration in der Stadt Zürich und umliegenden Gemeinden. 
Schlussbericht, Zürich 2020, S. 15.

128  Vgl. K. P. Strohmeier, A. Schultz, D. Bardehle et al., «Sozialräumliche Clusteranalyse der Kreise und kreis-
freien Städte und Gesundheitsindikatoren in NRW», in: Das Gesundheitswesen, 69/2007, S. 26–33; sowie 
Christine Seidler, «Stadtentwicklung und ihre Dynamik zwischen Stadtflucht und Gentrifizierung, Referenz-
beispiel Stadt Zürich», Seminararbeit, Zürich 2010.

129 Philipp Klaus, «Die neue Wirklichkeit unserer Städte», in: TEC21 7/2011, S. 18–22.

bildungsferner und nicht deutschsprachiger Bevölkerung»127, welche Wohnorte der 
wirtschaftlich und soziodemografisch schwachen Schichten aufzeigt.
Als Segregation bezeichnet man die Gettoisierung der im Fachjargon etwas des-
pektierlich bezeichneten «sozialen A-Schichten»: Arme, Ausländer, Alte, Analpha-
beten.128 «Fragen der Nutzung, des sozialen Ausgleichs und der Kooperation sind 
grundlegend für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung […], ebenso Vermeidung 
von Segregation. Denn Schweizer Städte sind […] vor allem für junge, gut ausgebilde-
te und wohlhabende Erwachsene aus dem In- und Ausland attraktiv geworden.»129  
Philipp Klaus beschreibt die Entwicklung treffend. Die Folge ist, dass schwache 

Hohe Anteile = dunkel, niedrige Anteile = hell; Einfärbung nach neun Quantilen (Schwellenwerten).  
Im Median über alle Gemeinden verdienen 45,4 Prozent der Einwohnerinnen mehr als 75 000 Franken.
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nicht die Gesellschaft, sondern den Einzelnen unter Druck. Ein Ansatz wie dieser 
hat deshalb bisher selten zu sinnvollen Veränderungen geführt. Wir brauchen neue 
Lösungsansätze und müssen unseren Fokus mittels neuer Denkweisen weg von der 
Schuldzuweisung hin zu Anreizen und Freiwilligkeit verschieben. 

Eine Möglichkeit eines Systemwandels wäre, wieder zwischen echten Werten und 
Wachstum zu unterscheiden, vom derzeitigen – wertblinden – Wachstumsmodell 
wegzukommen. Wachstum sollte nicht Zweck, sondern Mittel sein. Indem bei-
spielsweise eine unverdiente Wertabschöpfung gezielt verhindert wird, wäre eine 
nachhaltigere Form von Wirtschaft möglich. Alternative Wirtschaftsmodelle werden 
im Teil 3 erläutert. (S. 195)

ZWISCHENFAZIT: WO STEHEN WIR? 

Wir leben in einer Zeit, die geprägt ist von einer hohen Unvorhersehbarkeit unserer 
gesellschaftlichen Entwicklung und die bisher geltende Gesetzmässigkeiten mit-
unter aufhebt. Diese Dynamik im Zusammenhang mit Geschäftsmodellen wird wis-
senschaftlich «disruptive Innovation» genannt, wohingegen die Unvorhersehbarkeit 
als «VUCA»138 bezeichnet wird. Unsere Gesellschaft entwickelt sich exponentiell, 
viele neue Technologien machen die Welt schneller, volatiler, virulenter und mit Be-
stimmtheit komplexer. 
Staatsfinanzen, Schulden, Umweltverschmutzung und Krisenherde sind zu globalen 
Problemen geworden, die uns alle angehen, da sie unsere Lebenswelten empfindlich 
berühren. Deshalb dürfen wir diese Fragen nicht mehr mit ideologischen Scheuklap-
pen angehen. Es geht um Aufklärung und das Wissen um die globalisierten Macht-
strukturen und ihre Konsequenzen, die auch unsere Lebensumfelder beeinflussen. 

«Wir müssen uns bewusst werden, dass das, was auf der einen Seite des Planeten passiert, die 
andere Seite beeinflusst.» 139

Aufgrund der bestehenden und laufend weiter zunehmenden globalen, nationalen 
und lokalen Vernetzung in allen wirtschaftlichen, politischen wie auch sozialen Be-
reichen entsteht eine immer höhere Komplexität. Diese Entwicklung hat in vielen 
Bereichen deutlich an Geschwindigkeit zugenommen und wird nicht nur durch neue 
Technologien sichtbar. Diese zunehmende Komplexität nicht bloss verstehen, son-
dern auch handhaben zu können, stellt mehr denn je einen essenziellen Erfolgs-
faktor für diverse Protagonistinnen in diversen Lebensbereichen dar. Damit ist Kom-
plexität gleichzeitig auch eine der grössten Herausforderungen, welcher sich die 
Gesellschaft stellen muss. 
Unser ganzes Wirtschaftssystem basiert wie beschrieben auf einer linearen, bi-
polaren Denkwelt von richtig oder falsch, Gewinn und Verlust, von Angebot und 
Nachfrage, von Investition und Rendite. Am Ende bleibt immer eine Bilanz mit den 
Gegenpolen positiv und negativ. Ziel ist jedoch, auch die Wirtschaft als System zu 
verstehen und uns unter Einbezug der Wechselwirkungen ein Denken hin zur Mus-
tererkennung anzueignen, also nie das grosse Ganze aus den Augen zu verlieren.
Was wir heute als vernetztes Denken deklarieren, reduziert sich auf Bildschirme. 
Es gestaltet sich derart, dass Strukturen, Fakten, Daten und Wissen in Charts ge-
managt werden, um möglichst alles Komplexe zu leicht erfassbaren Inhalten  

138  VUCA, Akronym für volatility (Volatilität), uncertainty (Ungewissheit), complexity (Komplexität) und ambi-
guity (Ambiguität).

139  Benjamin Grant, zit. n.: «Overview-Effekt: Was uns der Blick auf die Erde lehrt», https://www.zukunftsinsti-
tut.de/artikel/overview-effekt-was-uns-der-blick-auf-die-erde-lehrt/ (zuletzt aufgerufen: 26.6.2023)

140 Dirk Baecker, «Exkurs Systemtheorie und Digitalisierung», in: Schuldt 2016, S. 42–47.
141  Sinngemäss äussert sich Albert Einstein in einem Interview: Michael Amrine, «The Real Problem», Inter-

view mit Albert Einstein», in: The New York Times, 23. Juni 1946.

zusammenstellen zu können und so weit zu vereinfachen, dass es unserer linearen 
Denkweise entspricht und dieser untergeordnet werden kann. Das haben wir bis-
her selbst mit der Darstellung von komplexen Raumentwicklungsstrategien getan, 
die per se nicht zwei-, sondern dreidimensional sind und darüber hinaus auch ein 
eigenes System. 

Die beste Voraussetzung, mit Komplexität umzugehen, ist, eine gewisse Gelassen-
heit zu entwickeln und die Erkenntnis zuzulassen, dass wir – aufgrund des Über-
schusssinns140 (unter anderem Informationsüberfluss) – voraussichtlich immer 
mehr nicht wissen werden, als wir wissen. Die Dynamik der Konnektivität und Kom-
plexität erfordert zusätzlich unsere Ambiguitätstoleranz, also die Fähigkeit, zu ak-
zeptieren, dass es Unwägbarkeiten, Widersprüchliches, mehrere Sichtweisen – und 
damit Wahrheiten – geben kann. Unsere zusehends vernetzte Umwelt erfordert aus-
serdem implizites Denken. Ambiguitätstoleranz, das Einnehmen von unterschiedli-
chen Perspektiven, ein offener Geist, Wissensdurst und gesunde Neugier ohne den 
Anspruch, dass wir alles wissen, ermöglichen das Erkennen von bisher unbekannten 
Mustern. Erfolg im Erkennen von Mustern und einer gelungenen Handhabung von 
Komplexität bedingt ausserdem, einen Schritt zurückzugehen und zu beobachten, 
ausserdem insbesondere eine Reflexion gepaart mit einer konstruktiven Fehlerkul-
tur. Eine ehrliche Auseinandersetzung mit den aktuellen Entwicklungen, aber auch 
mit unserem bisherigen Handeln, unseren Methoden, Prozessen und auch ein Blick 
auf allfällige Fehler, die daraus entstanden sind, bergen Potenzial und Chancen für 
wirklich gute Erkenntnisse und raffinierte Lösungen sowie einen Aufbruch in die 
Dritte Generation Raumplanung, für die es nun an der Zeit ist. 

Der zweite Teil des Buches reflektiert in einer kritischen Auseinandersetzung – im 
Zusammenhang und auf Basis des ersten Teils – die Geschichte der Schweizer 
Raumplanung als Augenöffner für neue Wege und zielführende Lösungsansätze.

Probleme kann man niemals mit derselben Denkweise lösen, durch die sie entstanden sind.
Albert Einstein141

Entwicklungen, Fehlentwicklungen und Vollzugsdefizite in der Raumplanung und 
im Städtebau stehen in direktem Zusammenhang mit politischen Entscheiden und 
insbesondere einer in der Gesellschaft verankerten Kultur zum Planungsverständ-
nis. Um ein Umdenken und einen Paradigmenwechsel in der Raumplanung zu rea-
lisieren, ist es deshalb unabdingbar, dass wir die Entstehung und Entwicklung der 
Schweizer Raumplanung, die sehr jung ist, in ihrem Grundsatz kennen. Dies ermög-
licht die Zusammenhänge zu verstehen und zu erkennen, wo Handlungsbedarf und 
wo Handlungsspielraum besteht.
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Vor- und Nachteile, und hilft bei der Bewertung ihrer Auswirkungen auf die Gegen-
wart und die Zukunft. Ausserdem ermöglichen dieses Verständnis und die Aus-
einandersetzung mit der Geschichte deren Bewertung sowie eine langfristige Per-
spektive, die für nachhaltige Lösungen unerlässlich ist. Probleme, die tiefgreifend 
sind, erfordern für die nachhaltige Bewältigung meistens langfristige Perspekti-
ven. Durch das Verstehen von Ursache-Wirkung-Beziehungen in der Geschichte 
können wir besser begreifen, wie und weshalb Entscheidungen und Handlungen in 
der Vergangenheit zu langfristigen Auswirkungen geführt haben. Dies ermöglicht 
künftig eine bessere Planung und Lösungen, die langfristig wirksam sind. Das Wis-
sen zum Kontext der Geschichte der Schweizer Raumplanung kann als Leitfaden 
dienen, um ähnliche Fehler in der Gegenwart zu vermeiden.

KONTEXT GESCHICHTE

Die Anfänge der Raumplanung in der Schweiz lassen sich auf verschiedene Ent-
wicklungen zurückführen, darunter den Städtebau, die Regulierung von Flüssen, 
Meliorationen und die Heimat- und Naturschutzbewegung. In den 1920er- und 
1930er-Jahren trugen auch die wirtschaftlichen Krisen und soziale Probleme wie 
Wohnungsnot zur Entstehung der Raumplanung bei. 

Ein Pionier der Raumplanung, Hans Bernhard, entwickelte Ideen zur Verringerung 
von Schwierigkeiten bei der Landesversorgung. Als Lösungsansatz schlug er eine 
Dezentralisierung der Industrie und die landwirtschaftliche Nutzung von wenig oder 
nicht genutzten Flächen vor. Einer der Faktoren, der die Zersiedlungsproblematik 
bis heute prägt, ist der Beitrag des Architekten und Politikers Armin Meili. Im Jahr 
1933 veröffentlichte Meili einen Artikel mit dem Titel «Allgemeines über Landespla-
nung» in der Zeitschrift Die Autostrasse, in dem er ein landesweites Bodennutzungs-
konzept und eine dezentralisierte Grossstadt von St. Gallen bis Genf in der Schweiz 
forderte.3 Dieser Ansatz ist ausgerichtet auf quantitatives Siedlungswachstum, das 
nachfrageorientiert, dezentral und im Rahmen der Gemeindeautonomie umgesetzt 
wird. Diese Attribute fielen in der Schweiz nicht nur auf fruchtbaren Boden, sondern 
verschärften die Problematik aus nachfolgenden Gründen: 

Die Schweizer Planungskultur kann als geprägt von einer langen Tradition der Raum-
ordnung und einer starken Beteiligung der Gemeinden und Kantone interpretiert 
werden, massgebend sind hier die geltenden und rechtlich verankerten Prinzipien 
des Föderalismus und der Subsidiarität. Die Schweiz ist bekannt für ihr föderales 
System, bei dem die Verantwortung für die Raumplanung auf verschiedenen Ebe-
nen – von der Gemeinde bis zum Kanton und Bund – liegt. Dies führt zu einer de-
zentralen Planungskultur, bei der die Entscheidungsgewalt und Verantwortung auf 
regionaler und lokaler Ebene liegt. Die Gemeinden und Kantone haben eine hohe 
Autonomie in der Raumplanung, was zu einer Vielfalt von Ansätzen und Regelun-
gen, einer ausgeprägten Unübersichtlichkeit und einem elementaren Interpreta-
tionsspielraum führen kann und so ein Vollzugsdefizit überhaupt ermöglicht. Eine 
dezentrale, rechtlich subsidiäre Planungskultur steht zudem in direkter Kausalität 
mit einer dispersen Raumentwicklung. Die logische Konsequenz ist, etwas spitz for-
muliert, eine «Kultur und Institutionalisierung der Zersiedelung». Verschärft wird 
diese «Institutionalisierung der Zersiedlung» durch die in der Schweiz wirtschaftlich 
ausgerichtete Wachstumskultur. Wie bereits beschrieben, wird seit der Indust-
rialisierung Siedlungswachstum als das Grundprinzip von Siedlungsentwicklung 

3 Armin Meili, «Allgemeines über Landesplanung», in: Die Autostrasse 2/1933, S. 17–21.

Blockaden und Wendepunkte – die 
konfliktreiche Entwicklung der Schweizer 
Raum planung

Die Grafik zeigt zentrale Etappen, Blockaden und Wendepunkte, der Schweizer Raumplanung seit 
1969. Sie macht sichtbar, wie politische Konflikte, Föderalismus und Gegeninitiativen den Reform-
prozess verzögerten und bis heute prägen.
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25  Gero Rueter, «Bodenerosion wird zur globalen Gefahr», Deutsche Welle, 17.6.2017; https://www.dw.com/
de/bodenerosion-wird-zur-globalen-gefahr/a-39255314 (zuletzt aufgerufen: 11.3.2025). 

26 Desertifikation beschreibt den Prozess, wenn fruchtbares Land unfruchtbar wird und zur Wüste verödet.

DIE AUSWIRKUNGEN DER ZERSIEDELUNG UND VERSIEGELUNG

Zersiedlung ist nur ein Teilaspekt der Problematik in der Schweizer Raumplanung, 
denn fachlich stehen Zersiedelung und Versiegelung in einem Zusammenhang und 
dürfen nicht einzeln betrachtet werden. Ihre Wechselwirkung führt zu negativen Ex-
ternalitäten und Disparitäten. 

Die nachfolgende, exemplarische Nennung der Auswirkungen und Wirkungszu-
sammenhänge von Zersiedelung sind teilweise offensichtlich, etwa die Zerstörung 
von Ortsbildern und Landschaftsräumen. Bereits weniger offensichtlich ist der da-
mit einhergehende Verlust von Identität. Den wenigsten dürfte bewusst sein, dass 
Verödung und Zerfall von Dorfkernen, Abwanderung, ein erhöhtes Risiko für die Er-
nährungssicherheit und vieles mehr ebenfalls im Zusammenhang mit Zersiedlung 
stehen. 

Fokus Boden

An erster Stelle zu erwähnen ist der Verlust eines nicht vermehrbaren Gutes, un-
seres Bodens. Die Ursachen für den Verlust von fruchtbaren Böden sind vielfältig. 
Global betrachtet ist in erster Linie die intensive Landwirtschaft und die Überwei-
dung der Flächen mit zu vielen Tieren verantwortlich. Der unangepasste respektive 
intensivierte Ackerbau und das damit verbundene Ausräumen der Landschaft für 
eine industrialisierte Ertragssteigerung führen zu Erosionen durch Wind und Wasser. 
Aber auch chemische Dünger, Pestizide und maschinelle Verdichtungen reduzieren 
das Leben in der Bodenschicht und damit die Fruchtbarkeit, dezimieren die Biodi-
versität bis hin zur Desertifikation. In Zentralasien leiden nach Angaben der Deut-
schen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) vor allem Kasachstan, 
Kirgisistan, Tadschikistan und Turkmenistan unter den Folgen von «falscher Boden-
bewirtschaftung zu Sowjetzeiten».25 Über die Hälfte der Landesflächen sei akut von 
der Desertifikation26 bedroht. Mittelfristig ist auch unsere eigene Lebensgrundlage 
betroffen – und dies mit einer zusätzlichen Kumulation: Wenn der bebaute Raum 
zunehmend in die Agrarlandschaft drängt, ist die logische Auswirkung, dass frucht-
barer Boden weniger wird und in Konsequenz noch intensiver bewirtschaftet wer-
den muss – um auf einer immer kleiner werdenden Fläche eine jährliche Ertragsstei-
gerung zu erzielen. Die negative Pfadabhängigkeit sieht dann so aus: Versiegelung 
führt zunächst zum Verlust von Fruchtfolgeflächen sowie zu Biodiversitätsverlust 
und zunehmend zur Abhängigkeit von Importen, beispielsweise für Gemüse aus Ita-
lien, und von guten Handelsbeziehungen. 

Verlust von Boden ist Verlust von Kulturland

Aufgrund meiner beruflichen Erfahrung in Podien und Diskussionen gewann ich die 
Erkenntnis, wie wenig bewusst den meisten Menschen die weitgreifenden Auswir-
kungen des Verlustes an Boden aufgrund einer Fehlentwicklung in der Raumpla-
nung, beispielsweise auf die Ernährung, sind. 

Die Zersiedlung und der Verlust von Kulturland in der Schweiz stehen in direktem 
Zusammenhang mit der Ernährungssicherheit des Landes. Die Zersiedlung führt 27  Bundesamt für Landwirtschaft BLW (Hrsg.), Agrarbericht 2022, Bern 2022; https://2022.agrarbericht.ch/

de/markt/marktentwicklungen/selbstversorgungsgrad?highlight=selbstversorgung (zuletzt aufgerufen: 
11.3.2025).

28  Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung, Bundesamt für Landwirtschaft BLW, 
«Faktenblatt zur Ernährungssicherheit», Stand Januar 2016; https://www.blw.admin.ch/dam/blw/de/doku-
mente/Politik/Ernaehrungssicherheit/Aktuelle%20Situation/Schweiz/Faktenblatt%201_Selbstversorgung.
pdf.download.pdf/Faktenblatt_1__Selbstversorgungsgrad.pdf (zuletzt aufgerufen: 14.8.2023).

zur Ausdehnung von Siedlungsflächen und Versiegelung auf Kosten von landwirt-
schaftlichen Nutzflächen und natürlichen Lebensräumen, was zu einem Verlust 
von Kulturland führt. Dies hat negative Auswirkungen auf die Biodiversität und die 
landwirtschaftliche Produktion und kann zu einer erhöhten Abhängigkeit von Nah-
rungsmittelimporten führen. Die Umweltauswirkungen der Zersiedlung, wie Boden-
versiegelung und Umweltbelastungen, können auch die Qualität von Nahrungsmit-
teln beeinträchtigen. Trotz den bereits ergriffenen Massnahmen – einschliesslich 
Raumplanungsgesetz und Initiativen zur Förderung von nachhaltiger Landwirtschaft 
und regionalen Produkten – bleiben die Herausforderungen bestehen und erfordern 
weitere Massnahmen, um eine nachhaltige Nahrungsmittelproduktion und Ernäh-
rungssicherheit zu gewährleisten. Der Verlust von Kulturland führt seit dem frühen 
20. Jahrhundert zu einer Importabhängigkeit für die Deckung von Getreide, also 
Grundnahrungs- und Futtermitteln; dies ist unbestritten auch Realität einer globali-
sierten Welt. Im Zuge der Covid-19-Krise und der dadurch aufgetretenen weltwei-
ten Logistikeinschränkungen ist uns das mitunter bewusst geworden, wenn wir statt 
Lebensmitteln aus dem Ausland, beispielsweise Oliven oder Sardinen, nur leere Re-
gale vorfanden.

Die Schweiz ist aufgrund der strukturellen Gegebenheiten – limitierte und abneh-
mende Landwirtschaftsflächen, Topografie, Klima und hohe Bevölkerungsdichte – 
immer auf Lebensmittelimporte angewiesen und wird dies auch zukünftig bleiben. 
Gemäss dem Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) betrug die Selbstversorgungs-
quote der Schweiz im Jahr 2019 rund 54 Prozent. Nach starken Schwankungen der 
weltweiten Handelsbeziehungen im Jahr 2022 lag sie bei 56 Prozent.27 Die Schweiz 
ist, um den Bedarf der Bevölkerung zu decken, in hohem Masse von Nahrungsmit-
telimporten abhängig, konkret bedeutet das, dass etwa die Hälfte der konsumier-
ten Nahrungsmittel aus dem Ausland kam. Die Importabhängigkeit betrifft insbe-
sondere bestimmte Produktgruppen wie Obst, Gemüse, Ölsaaten und Futtermittel, 
während andere Produkte wie Milch, Fleisch und Getreide grösstenteils aus inlän-
discher Produktion stammen. Die Importe können aus verschiedenen Ländern und 
Regionen stammen, sind jedoch von globalen Markttrends und Handelsbedingun-
gen abhängig und reagieren daher sehr sensibel und empfindlich auf geopolitische 
Ereignisse. In diesem Sinne ist Importabhängigkeit ein Klumpenrisiko, das einer ge-
wissen Diversifizierung bedarf. 
Diesbezüglich positiv zu werten ist, dass die Schweiz ein breites, geografisch di-
versifiziertes und politisch stabiles Portfolio an Importländern aufweist, wie die Im-
portstatistik zeigt.28 Dies ist in Anbetracht der aktuellen erneuten Krise durch den 
Ukrainekrieg unbestritten ein Privileg. 

Ein Grossteil der Importe stammt aus unseren Nachbarländern und somit aus Staa-
ten mit wirtschaftlich und politisch stabilen Verhältnissen. Die strukturbedingte Im-
portabhängigkeit und die Hungersnot in Afrika, die durch den Krieg in der Ukraine 
ausgelöst oder verschärft wurde, unterstreicht die Wichtigkeit der Unabhängigkeit 
in der Grundversorgung und/oder der soliden Handelsbeziehungen mit dem Aus-
land sowie eines breiten Portfolios an Herkunftsländern. Aufgrund internationaler 
Verpflichtungen (unter anderem WTO, Freihandelsabkommen) sind jedoch enge 
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Die Grafik zeigt die Top 50-Gemeinden, in denen zwischen 2013 und 2019 überdurchschnittlich 
viel Wohnraum erstellt wurde, unabhängig von realer Nachfrage oder Bevölkerungsentwicklung.  
Sie macht die räumliche Entkopplung von Bautätigkeit und Nachfrage sichtbar.
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standproblematik, Binnenwanderung und einer sozialen und finanziellen Erosion 
geführt hat. Davon sind in der Schweiz rund 82 weitere Gemeinden in unterschied-
lichen Ausprägungen betroffen – die Problematik von Huttwil dürfte diese Gemein-
den ebenfalls betreffen.

Die Karten zeigen die Dimension des Eisberges: alle Gemeinden, die eine analoge Si-
tuation wie die Gemeinde Huttwil aufweisen. Ihre Daten zu Bautätigkeit, Leerstand 
und Bevölkerungsentwicklung wurden in Bezug gesetzt und zu einem Faktor analog 
zur Forschungsstudie zur Leerstandentwicklung in Huttwil aggregiert. Die Gemein-
den auf der oberen Karte weisen in etwa denselben Faktor wie Huttwil auf und zei-
gen deutlich die Entkoppelung von Bautätigkeit und Bevölkerungsentwicklung und 
den dadurch entstehenden Leerstand. In der unteren Karte wurde die Statistik ver-
feinert und Huttwil als massgebende Referenz in Bezug gesetzt und die Auswertung 
auf die Top-50-Gemeinden beschränkt.

KAPITALISIERUNG DES BODENS – VERSCHIEBUNG VON WERTANLAGEN HIN ZU 
KAPITALANLAGEN

Diese kontextuelle Betrachtung stand im Rahmen des Forschungsprojektes «Leer-
stand Huttwil»148 als wirtschaftswissenschaftliche Frage im Zentrum: der Nachweis 
der These, dass die Kapitalisierung des Bodens in der Schweiz stattfindet. Den An-
satz bildet der statistisch belegte Nachweis des durch wirtschaftliche Begebenheiten  

148 Vgl. Seidler, Abegglen, von Däniken, 2019.

erfolgten Umbaus des Kapitalmarktes durch Immobilien im Sinne einer Verschie-
bung: Die Immobilie wandelt sich von der Wert- zur Kapitalanlage. Ausgangspunkt 
war meine These, dass die Immobilie als Geldanlage, beispielsweise gegenüber 
Aktien und Obligationen, massiv an Bedeutung gewonnen hat – aufgrund des vo-
latilen Marktes und fehlender Anlagemöglichkeiten – und dass in diesem Kontext 
insbesondere die indirekten Anlagen, wie börsenkotierte Immobilienfonds und 
-gesellschaften, zugenommen haben. Zwar gibt es solche Gesellschaften weltweit 
schon seit über 30 Jahren, jedoch mit einer damals unbedeutenden Börsenkapi-
talisierung. Bei den amerikanischen Real Estate Investment Trusts (REIT) betrug 
die Börsenkapitalisierung 1994 noch 40 Milliarden Franken. 2011 hat der Markt die 
Grenze von 350 Milliarden überschritten. Neuere globale Zahlen liegen nicht vor.
In der Schweiz, so meine Annahme, sieht die Lage ähnlich aus. Langsam, aber stetig 
werden die Immobilienmärkte zu Kapitalmärkten umgebaut und eine Verschiebung 
von direkten zu indirekten Anlageformen findet statt. Im Rahmen der kontextuel-
len Betrachtung stand deshalb nachfolgende wirtschaftswissenschaftliche Frage im 
Zentrum: Wie wandeln sich Immobilien von Wertanlagen zu Ertragsanlagen, wie und 
in welchem Masse und Verhältnis wächst dabei die Kapitalakkumulation? In den 
1990er-Jahren transformierten Industrieunternehmen bedingt durch den Struk-
turwandel zu Immobiliengesellschaften (Maag, Feldschlösschen Primeside etc.). 
Grosskonzerne transferierten ihre Immobilien in Aktiengesellschaften, verbunden 
mit einer Professionalisierung des Immobilienmanagements. Seit Ende 2001 hat 
sich die Marktkapitalisierung Schweizer Immobiliengesellschaften von rund drei 
Milliarden auf sechs Milliarden Franken verdoppelt. Zwischen 1995 und 2005 sind 
die Fondvermögen von acht auf 14 Milliarden Franken geklettert.149 2019 standen 
sie bei 54,8 Milliarden – ein Zuwachs von fast 400 Prozent seit 2011,150 womit sich 
meine These bestätigte. Augenfällig dabei ist: 75 Prozent der 54,8 Milliarden teilen 
sich die Big Four: Allreal, psp Swiss Property, Swiss Prime Site sowie Mobimo.151

In den letzten Jahren wurden, wie bereits ausgeführt, erhebliche Geldsummen in 
den Immobiliensektor investiert, was zu einer Veränderung der Marktgesetze ge-
führt hat. Gemäss dem Bundesamt für Statistik hat der Schweizer Pensionskassen-
bereich im Jahr 2014 inländische Immobilien im Wert von 121 Milliarden Franken 
besessen. Bis 2020 ist dieser Wert auf 185 Milliarden Franken angestiegen, was 
einem Wachstum von über 50 Prozent innerhalb von sechs Jahren entspricht. Diese 
Zahlen beziehen sich lediglich auf die direkten Investitionen der Pensionskassen. 
Hinzu kommen beträchtliche indirekte Investitionen, zum Beispiel über den Erwerb 
von Aktien von Immobilienunternehmen oder Beteiligungen an Fonds.
Ein herausragendes Beispiel dafür, wie viel Kapital von institutionellen Anlegerin-
nen in den Immobiliensektor geflossen ist, liefert der Versicherungskonzern Swiss 
Life. Seit 2010 hat Swiss Life sein Schweizer Immobilienportfolio von zwölf auf 28 
Milliarden Franken erweitert. Dabei entfallen über zwei Drittel des Wachstums auf 
Käufe und Neubauten. Allein Swiss Life hat somit jährlich rund eine Milliarde Fran-
ken in den Bausektor investiert. 

«Die Summen, die in den letzten Jahren in den Immobiliensektor flossen, sind so enorm, dass sie 
die Gesetze des Marktes verändert haben.»152

149  https://am.credit-suisse.com/content/dam/csam/docs/real-estate/key-facts/immobilienfonds-
20231231-de.pdf (zuletzt aufgerufen: 13.9.2023).

150 Seidler, Abegglen, von Däniken, 2019.
151 Ebd., S. 20.
152  Christine Seidler, «Wohnungsnot in der Schweiz: ‹Warum wir die Wurzel des Problems angehen müssen›», 

25.5.2023; blog.fhgr.ch/ibar/wohnungsnot-in-der-schweiz-warum-wir-die-wurzel-des-problems-angehen-
muessen (zuletzt aufgerufen: 26.6.2024).

Bautätigkeit ohne Nachfrage, die Entkopplung 
im Kartenbild 



Triest Verlag GmbH 
Hohlstrasse 400
8048 Zürich

T: 0041 78 6483720
contact@triest-verlag.ch 
triest-verlag.ch

137136

«Der Zürcher Wohnungsmarkt wird von einer Versicherung und zwei Banken dominiert: Die 
Swiss-Life-Gruppe besitzt laut eigenen Angaben rund 5000 Wohnungen in Zürich. Die UBS und 
die Credit Suisse kontrollieren über mehrere Fonds, Anlagestiftungen oder betriebsinterne Pensi-
onskassen fast 3700 respektive 2400 Einheiten. Dahinter folgen Pensionskassen (Migros, Kanton 
Zürich), Anlagestiftungen, weitere Versicherungen sowie Immobiliengesellschaften.»155

Zusammengenommen gehören den zehn grössten von der Republik identifizierten 
Wohnungsbesitzerinnen etwa neun Prozent aller Wohnungen in Zürich. Fast alle von 
ihnen haben ihren Bestand seit 2006 ausgebaut.156 Sie dominieren nicht nur die Bautä-
tigkeit, sondern treiben sowohl die Mietpreisentwicklung in astronomische Höhen als 
auch die damit verbundene Gentrifizierung voran. Die nachfolgende Karte zeigt, wo die 
Finanzialisierung des Wohnraumes verortet ist. In Überlagerung mit der Karte «Miet-
preisentwicklung nach Quartier» zeigt sich, dass die teuersten Wohnungen identisch 
sind mit den Immobilien, die gemäss der Republik-Recherche in den letzten Jahren 
durch die genannten institutionellen Anlegerinnen gebaut wurden. Die Gentrifizierung 
ist augenscheinlich. Die Mietpreisentwicklung in der Stadt Zürich von 2010 bis 2021 
war geprägt von einem signifikanten Anstieg der Mietpreise, der weit über dem Schwei-
zer Durchschnitt liegt. Gemäss dem Mietpreisindex des Bundesamtes für Statistik stie-
gen die Mietpreise in der Schweiz insgesamt von 2010 bis 2021 um etwa 14 Prozent 
– eine Statistik, die es etwas genauer zu betrachten gilt. Anzumerken ist, dass dies 
lediglich ein Durchschnittswert ist, konkret bestehen regional grosse Unterschiede.
Die genaue Mietpreisentwicklung und der Mietpreisindex sind je nach Region unter-
schiedlich. Mietpreise in Ballungsräumen wie Zürich, Genf oder Basel sind teilweise 
erheblich stärker gestiegen als in ländlichen Gebieten. Auch innerhalb einer Stadt 
können sich die Mietpreise in verschiedenen Stadtteilen unterschiedlich entwickeln, 
wie die nachfolgende Abbildung deutlich zeigt. Die Zahlen können je nach Daten-
quelle und Analyse leicht variieren. Basierend auf verfügbaren Daten bis September 
2021 und Schätzungen des Bundesamtes für Statistik ergibt sich jedoch für die Stadt 
Zürich ein zusammenfassendes Bild, das sich in der nachfolgenden Grafik ebenfalls 
bestätigt. Gemäss den Schätzungen des Bundesamts für Statistik stiegen die Mieten 
in der Stadt Zürich zwischen 2010 und 2021 insgesamt um etwa 25 bis 30 Prozent.

Die Statistik zeigt den Mietpreisindex für Wohnungen in der Schweiz von 2000 bis 
2020. Der Mietpreisindex ist mit einem Gewichtsanteil von rund 20 Prozent der 
gewichtigste Teilindex des Landesindexes der Konsumentenpreise (LIK) für die 
Schweiz. Ausgehend vom Dezember 2015 (Index = 100) lag der Mietpreisindex im 
Jahr 2020 bei 103,8 Punkten.157

Diese Statistik zeigt die Entwicklung der Mietpreise für Wohnungen in der Schweiz 
von Mai 2022 bis Mai 2023. Abgebildet wird der homegate.ch-Angebotsmietindex, 
welcher vom Immobilienportal homegate.ch in Zusammenarbeit mit der Zürcher 
Kantonalbank (ZKB) erhoben wird. Er misst die monatliche, qualitätsbereinigte Ver-
änderung der Mieten für neue und wieder zu vermietende Wohnungen. Die Datenba-
sis für den Angebotsmietindex bilden alle auf dem Immobilienportal homegate.ch 
publizierten Inserate für Mietwohnungen. Ausgehend vom Basismonat Januar 2009 
(Indexwert = 100) lag der Mietindex im Mai 2023 bei 121,2 Punkten.158 

155 Ebd. 
156 Vgl. ebd.
157  Bundesamt für Statistik (BFS), «Leerwohnungszählung vom 1. Juni 2024 – Bestand an leer stehenden 

Wohnungen», Neuchâtel 2024, https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bau-wohnungswesen/
wohnungen/leerwohnungen.assetdetail.32386477.html [zuletzt aufgerufen: 31.7.2025]. 

158  Ebd.
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Mietpreis pro Quadratmeter  [CHF / Monat]

Alle Wohnungen

Datenquelle: 
Online-Wohnungsinserte, Dencity 2019
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Verteilung der Mietpreissegmente in der Stadt Zürich: gelb-grünen Zonen markieren Quartiere mit 
hohen Mietpreisen, blaue Gebiete weisen im Vergleich niedrigere Mieten auf. Die Visualisierung 
macht die Dynamik der Gentrifizierung sichtbar. 

Kartierung der Gentrifizierung – wo man sich Zürich 
noch leisten kann
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diese Gebiete sind im Rahmen der Innenentwicklung und des damit verbundenen 
kommunalen Siedlungsrichtplans als zu verdichtende Gebiete vorgesehen.239 Die 
Gebiete, die bis 2040 auf Geheiss nationaler und kantonaler Verfügung zur Umset-
zung des neuen Raumplanungsgesetzes zusätzliche 100 000 Personen aufnehmen 
sollen. 

Diese Nachverdichtung wird unweigerlich zu einer sogenannten Restwertvernich-
tung von bezahlbarem Wohnraum führen. Selbst wenn, wie in diesen Gebieten durch 
die Ansiedlung von Genossenschaften, Ersatzbauten im Rahmen von Kostenmiete 
erstellt werden, ist eine Verdrängung und segregative Entwicklung zu befürchten. 
Auf Quartier- oder Siedlungsebene ist es unter der Prämisse einer sozialverträgli-
chen Verdichtung entsprechend eminent wichtig, diese soziale Nachhaltigkeit auch 
zu gewährleisten. Insbesondere unter dem Aspekt der Bevölkerungsdurchmischung 
und der Vermeidung einer segregativen Entwicklung. Dies ist jedoch eine Heraus-
forderung, die nach Lösungen ausserhalb der konventionellen Planungsprozessen 
fragt. 

Quadratmeter-Mietpreis in der Schweiz Räumliche Mietpreisentwicklung
Wie sich Zürichs Mietbelastung über die Quartiere verschiebt
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Die hellbraunen Überlagerungen zeigen, wo in der Stadt Zürich im Rahmen der strategischen 
Innenentwicklung nachverdichtet werden soll. Augenfällig dabei ist, dass dies fast ausschliesslich 
in Gebieten stattfindet, die noch über bezahlbaren Wohnraum verfügen. Die Konsequenzen von Ver-
drängung und Segregation sind dadurch absehbar. Die Fragestellung einer sozialen Nachhaltigkeit 
drängt sich auf.

239  Stadt Zürich, Hochbaudepartement, Amt für Städtebau (Hrsg.), Kommunaler Richtplan Siedlung, Land-
schaft, öffentliche Bauten und Anlagen, Zürich 2021.
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lichsten Fischerdorf in Cornwall in England. Stellen Sie sich die jetzige Ausgangslage 
der Schweizer Raumplanung und Siedlungsentwicklung folgendermassen vor: Die 
Raumplanung ist ein gestrandeter Wal... 

... der atmet ... Was würden Sie tun? 

In der Geschichte von John Ironmonger, Der Wal, läuft das ganze Dorf zur Rettungs-
aktion zusammen, zuerst überfordert und ohnmächtig ob der scheinbar aussichtslo-
sen Ausgangslage, dann fassen die Betroffenen und Beteiligten Mut und den Willen 
die Situation (für den Wal und sich selbst) zu ändern.15 Zu Beginn sehr ineffizient 
– jede und jeder tut für sich, was er denkt, den Wal zu retten und weiss es besser 
– was zu handfestem Streit führt. Durch den Druck der Gezeiten und die damit ver-
bundene Chance, das kurze Zeitfenster der höchsten Flut zur Rettung zu nutzen, 
beginnen sie die Aktion. Mit der zielführenden Erkenntnis, die Rettung ist nur ko-
ordiniert zu schaffen, Hand in Hand mit Integration, Koordination und Abstimmung 
aller guten Ideen, die zur Rettung beitragen – dies alles gegen den Faktor der Zeit.16

«Die Schweizer Raumplanung – ein gestrandeter Wal, der noch knapp atmet. Jede Hilfe zur Ret-
tung ist willkommen. Aber nur durch Koordination und eine gemeinsame Gesamtsicht ist das 
Ziel, den Wal zu retten, zu erreichen.»17 

15 John Ironmonger, Der Wal und das Ende der Welt, Frankfurt am Main 2020.

KOMMUNIKATIVE PLANUNGSPROZESSE

Paradigmenwechsel – Raumplanung neu denken 

Raumplanung und Städtebau per se sind Schnittstellendisziplinen, vielschichtig, 
komplex und mitunter anspruchsvoll zu erfassen. Sie sind durch den gesellschaft-
lichen Wandel, durch Konnektivität geprägt. Konnektivität betrifft und berührt, wie 
im Kapitel der Megatrends beschrieben, ein grundlegendes Organisationsprinzip: Es 
beschreibt die Offenheit und Anschlussfähigkeit von Systemen. Aufgrund der be-
stehenden und weiter zunehmenden globalen, nationalen und lokalen Vernetzung 
in allen wirtschaftlichen, politischen wie auch sozialen Bereichen entsteht eine im-
mer höhere Komplexität. Diese nicht nur zu verstehen, sondern auch handhaben zu 
können, stellt mehr denn je einen essenziellen Erfolgsfaktor in der Raumplanung 
dar. Unsere Gesellschaft als Ganzes, wir als einzelne Personen, Organisationen, 
Fachpersonen, Gemeinden müssen nicht nur einen Umgang mit Komplexität lernen. 
Gefordert von uns allen sind neue Denkansätze und Methoden. In unserer vernetz-
ten Welt müssen wir lernen, implizit zu denken, unbekannte Muster zu erkennen 
und reflektiert zu handeln. Dies betrifft nicht nur aktuelle Entwicklungen, sondern 
auch vergangenes Handeln und die daraus resultierenden Trends. Je bewusster wir 
mit diesen Kontrasten umgehen, desto besser können wir neue Planungsinstrumen-
te wie die Digitalisierung nutzen. «Anders als herkömmliche Denkweisen erfordern 
Dualität und Vielseitigkeit nicht unbedingt Entweder-oder-Entscheidungen, son-
dern sowohl-als auch Ansätze».18 «Wir sind heute mehr denn je gefordert, in Vielfalt 
zu denken, was uns allerdings nicht davon entbindet, klare Entscheide zu fällen».19

Changemanagement

Wie ich dargelegt habe, ist Stadt- und Raumentwicklung heute wesentlich stärker von 
übergeordneten Einflüssen und einer der Globalisierung unterworfenen Entwicklungs-
dynamik gelenkt. Urbanisierung, die demografischen Veränderungen, Individualisie-
rung beeinflussen Gemeinden und Regionen unabhängig von Lage oder Grösse. Ge-
meinden und Städte sehen sich zunehmend mit der komplexen Aufgabe konfrontiert, 
die Abwägung kommunaler Anliegen im Zusammenhang mit übergeordneten regiona-
len oder sogar globalen Interessen zu bewerkstelligen. Hierbei gilt es gleichzeitig, die 
Handlungsspielräume innerhalb der vorgegebenen politischen Grenzen zu definieren. 
Sanfte Kurskorrekturen werden, das habe ich mehrfach dargelegt, nicht (mehr) aus-
reichen, um einen Pfad nachhaltiger Siedlungsentwicklung und einen nachhaltigen 
Umgang mit den Herausforderungen der Disparitäten einzuschlagen. Stattdessen 
bedarf es tiefgreifender politischer und gesellschaftlicher Transformationsprozesse. 
«Von Transformation wird zumeist gesprochen, um die Dimension und Eingriffstiefe 
des notwendigen Wandels deutlich zu machen. Der Begriff betont ausserdem die 
systemische Perspektive, aus der heraus erst die Komplexität, die Wechselwirkun-
gen und die Unsicherheiten des beabsichtigten gesellschaftlichen und politischen 
Wandels verständlich werden. Trotz häufigerer Verwendung in den letzten Jahren 

16  Vgl. Berner Fachhochschule, Institut Siedlungsentwicklung und Infrastruktur, Dencity Urbane Entwicklung 
und Mobilität, Fotoprotokoll Workshop II – Kommunikation, Burgdorf 2019; https://www.stedtliwerkstatt.
ch/wp-content/uploads/2019/08/20190818_Fotoprotokoll_Workshop-2_Huttwil_V5-.pdf (zuletzt auf-
gerufen: 21.12.2024).

17 Ebd.
18  Vergleiche «Dualität stellt unser Denken auf den Kopf», Interview mit Urs Lehner, in: Verlagsbeilage der 

Neuen Zürcher Zeitung #spielend digital 11/2018, S. 50, https://nzz.genios.de/document/NZZ__d624621
68d44fd6429c5516f6d9f9d6655b010ff (zuletzt aufgerufen: 21.12.2024).

19  Ebd.
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sind auf Basis vieler guter vorhandener Literatur und Praxishandbücher, insbesonde-
re im Praxisbuch Partizipation. Gemeinsam die Stadt entwickeln der Stadt Wien, die 
wichtigsten Grundsätze und Spielregeln für partizipative Formate zusammengetra-
gen. Entsprechend besteht diesbezüglich kein Anspruch auf Autorenschaft.72

Top-down und Bottom-up in Initiativen zusammenführen73 

Die Besonderheit dieses Formates liegt darin, dass Prozesse geöffnet und Top-
down- und Bottom-up-Methoden in Initiativen zusammengeführt werden. Der Par-
tizipationsprozess dient unter anderem als Gefäss für eine integrierte Stadt- oder 
Regionalentwicklung. Das Format baut auf lernende Systeme mit zahlreichen Rück-
kopplungsschleifen zwischen Top-down-Vorgaben und Bottom-up-Rückmeldungen. 
Diese Methode umfasst Arbeitsprozesse innerhalb der Verwaltungen sektor- und 
ressortübergreifend und bindet ein breites Akteurinnenspektrum aus Politik, Zivil-
gesellschaft und Privatwirtschaft in die Entwicklung und Umsetzung von Strategien 
ein. Dieser partizipative Ansatz der Stadt- respektive Regionalentwicklung orientiert 
sich so in Zielen, Strategien und Massnahmen an den realen Problemen vor Ort.74 
Mittels einer partizipativen, integrativen Stadtentwicklung entsteht die Möglichkeit 
eines Perspektivenwechsels. So konnte in Huttwil den Weg von Flächenwachstum 
hin zur Schrumpfung aufgezeigt und mittels Bottom-up-Prozess eine Leerstands-
strategie für die Gemeinde erarbeitet werden.75

Durch Optimierung des Planungsprozesses mithilfe von Partizipationsmodellen, 
Verfahren zur Konzeptfindung und einer Projektsteuerung mit Nachhaltigkeitsma-
nagement kann die Basis für eine langfristige, wertsteigernde Nutzungseinheit ei-
nes Quartiers oder einer Region gelegt werden.76 Der Planungsprozess ist damit das 
zentrale Element der Entwicklung. Wichtigste Ziele dabei sind:

• Die Gelegenheiten zu erkennen und die Konditionen und Rahmenbedingungen 
für eine zukunftsweisende Entwicklung zu schaffen, statt eine endgültige Lösung 
griffbereit zu haben.

• Das Areal/Quartier/die Region als Teil eines konkreten Entwicklungsprogram-
mes zu betrachten statt als Masterplan.

• Der Planungsprozess als solcher soll den Rahmen bilden, Top-down- und Bot-
tom-up-Methoden sollten in Initiativen zusammengeführt werden. Unter klassi-
schen Top-down-Prozessen verstehe ich festgelegte Reaktionen auf bestimmte 
Zustände. Unter Bottom-up-Prozessen Strategien, um dazuzulernen.

• Die Raumplanung als Gesellschaftspolitik wahrzunehmen, neue unkonventio-
nelle Planungsprozesse anzustossen und zu moderieren.77

Wir brauchen einen Rahmen für Top-down-Prozesse: Rechtssicherheit, Rechts-
verbindlichkeit und so weiter. Daneben müssen wir über Bottom-up-Prozesse die 

72 Ebd.
73  Diese Methode wurde von Christine Seidler im Rahmen mehrerer Projekte, erstmals im Rahmen der Test-

planung Arealentwicklung Attisholz/Booregardareal ab 2009 (Seidler, Bauart Architekten und Planer AG, 
2011, S. 6, 8, 13 und Anhang S. 3), entwickelt, in Folgeprojekten stetig verfeinert als auch wissenschaftlich 
im Rahmen der Masterarbeit (Seidler, 2013) verifiziert. Die Beschreibung der Methode findet sich ent-
sprechend in zahlreichen Publikationen, Vorlesungsskripts, Forschungsprojekten der Autorin (Vgl. Berner 
Fachhochschule 2019, Antrag Flagshipinitiative 2021, Forschungsbericht Cooperativa Encarden 2022, 
Vorlesungsskript Christine Seidler Modul Städtebau 2017 bis 2023).

74  Vgl. Beschreibung der integrierten Stadtentwicklung in: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit (BMUB) (Hrsg.), Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt, Berlin 2007, S. 
2ff.

75  Vgl. Berner Fachhochschule 2019.
76  Bott, Grassl, Anders, 2013, S. 54.
77 Seidler 2011, S. 8, 13.
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Politik der Finanzindustrie
Im Kontext der Wohnraumproblematik besteht das Problem darin, dass Finanzins-
titute tendenziell eher geneigt sind, Kredite für den Neubau von Wohnungen und für 
auf maximale Rendite ausgerichtete Sanierungen von Luxusimmobilien und Zweit-
wohnungen zu vergeben. Kredite für die Sanierung von bestehendem Wohnraum, 
der zu erschwinglichen Mieten angeboten werden soll, gibt es weniger. Dies schafft 
einen Anreiz für eine «Abrisskultur» und fördert spekulative Immobilienpraktiken. 
Ein vielversprechender Lösungsansatz besteht in der Vereinfachung der Kreditver-
gabe für die Sanierung von erstem Wohnraum. Die Bereitstellung von Finanzierungs-
möglichkeiten und Krediten zur Sanierung von Wohnraum mit sozial verträglichen 
Mieten kann dazu beitragen, die Attraktivität von Bestandsgebäuden zu steigern. 
Dies sollte insbesondere die Banken ermutigen, vermehrt nachhaltige Ansätze zu 
verfolgen und Kredite für Sanierungsprojekte, Projekte auf Basis von Kostenmiete 
und den Erhalt von erstem Wohnraum bereitzustellen. Dies ist auch ein Beitrag zu 
realisierter sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit. Er trägt zur Vermeidung von 
sozialer Segregation und Verdrängung bei und ist durch die Sanierung der Bestands-
gebäude ein Beitrag zur Reduzierung der CO2-Belastung, die durch graue Energie bei 
Neubauten und die sogenannte «Abrisskultur» verursacht wird.

Informationspolitik – Sensibilisierung für die langfristigen Konsequenzen
Gleichzeitig ist von entscheidender Bedeutung, die Öffentlichkeit über die langfris-
tigen Auswirkungen des Wohnungsmarktproblems zu informieren. Dies beinhaltet 
die Sensibilisierung für Probleme wie Braindrain, das Klumpenrisiko im Tourismus-
sektor, den Fachkräftemangel, den Klimawandel und den negativen Strukturwandel.

Regionalpolitik – Aufzeigen von alternativen Ansätzen
Die Erforschung und Implementierung alternativer Ansätze zur Siedlungsentwick-
lung ohne Wachstumszwang und zur Diversifizierung der Wirtschaft abseits des 
Tourismussektors ist von hoher Relevanz. Die Förderung von zahlbarem Wohnraum, 
wie beispielsweise durch Genossenschaften, kann eine Schlüsselrolle spielen.

In mittel- und langfristiger Perspektive empfiehlt sich Folgendes:

Bund und Forschung

Die Steuerung des Wohnungsmarktes verlangt eine aktive Rolle des Bundes nicht 
nur in der Rechtssetzung, sondern auch in der wissenschaftlichen Fundierung poli-
tischer Massnahmen. Forschung, Monitoring und die gezielte Evaluation bestehen-
der Instrumente bilden die Voraussetzung für eine effektive, evidenzbasierte Woh-
nungspolitik, die strukturelle Ursachen erkennt und wirksam adressiert.

• Wissenschaftliche evidenzbasierte Analyse: Eine gründliche Analyse der Woh-
nungsmarktproblematik im Kontext von Wirtschaft, Politik, Raumplanungs-
gesetz, Zweitwohnungsgesetz und Marktversagen ist notwendig. Diese sollte 
kritisch offen, neutral, faktenbasiert und transparent auf Bundesebene durch-
geführt werden.

• Vollzugskontrolle bestehender Instrumente: Die Wirksamkeit der vorhandenen 
Instrumente und Gesetze sollte überprüft werden, um daraus Handlungsansätze 
abzuleiten.

Institutionalisierung von Strategien auf staatlicher Ebene 
Eine nachhaltige Wohnungspolitik erfordert koordinierte, strukturierte und dauer-
haft verankerte Instrumente auf allen föderalen Ebenen. Dies umfasst sowohl 
rechtliche als auch finanzielle Steuerungselemente sowie neue Kooperationsforma-
te zwischen öffentlicher Hand, Zivilgesellschaft und Marktakteurinnen.

• Holistische Strategien: Die Entwicklung ganzheitlicher Strategien und die Schaf-
fung eines modularen Netzwerk- und Werkzeugkastens zur Schulung von Ge-
meinden und Grundeigentümerinnen sind essenziell. Eine Koordination und 
Erweiterung verschiedener Finanzierungsmodelle sowie die Prüfung von In-
strumenten wie der Handänderungssteuer zur Förderung von erstem Wohnraum 
sind notwendig.

• Vernetzung und Wissenstransfer: Eine enge Vernetzung unterschiedlicher An-
sätze zur Förderung von erstem Wohnraum, der Wissenstransfer und der regio-
nale Austausch von Erkenntnissen sind von zentraler Bedeutung.

• Transparenz durch Referenzbeispiele: Die transparente Darstellung von Refe-
renzprojekten und erfolgreichen Lösungen kann dazu beitragen, bewährte Prak-
tiken zu verbreiten und den Weg für eine nachhaltige Entwicklung auf dem Woh-
nungsmarkt zu ebnen.

Die Kombination von kurzfristigen, mittelfristigen und langfristigen Massnahmen 
könnte es möglich machen, die Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt anzu-
gehen und eine ausgewogene, nachhaltige Entwicklung sicherzustellen.

THEORIE - MARKTVERSAGEN - HANDLUNGSOPTIONEN
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Wirtschaft – über-
geordnetes Ziel

 Marktversagen

Vollzugsdefizit

unvollkommener 
Markt

Bau von Zweit-
wohnungen 
über gesetzliches 
Maximum hinaus

Einfluss der 
Covid-19-Pandemie

kommunale 
Bauzonenauslastung

Versicherungen Banken Pensions-
kassen

Bauzonenauslastung definiert 
erlaubte Reserven, Moratorium  
oder Auszonungspflicht

Flucht in wertstabile 
Immobilien

5

Wohnungs-
suchende

Staatsversagen

Markt produziert an  
Nachfrage vorbei

Konsequenzen  

 Entkoppelung der Bautätigkeit
 von der Nachfrage

9c

9d

1.  Ständiges Wirtschaftswachstum und Rendite: 
Der Kapitaldruck im Wirtschaftssystem führt 
zu erhöhter Nachfrage nach sicheren Anlagen.

2.  Finanzkrise und Vertrauensverlust: 2007 
leiten volatile Wirtschaft, expansive Geld-
politik und niedrige Zinsen die Kapitalflucht in 
Immobilien ein.

3.  Einführung Shareholderinnen-Kapitalmodell 
zur Lösung der Krise: Kapitalgeberinnen (3a) 
verlangen hohe Renditen (3b), bei Ausbleiben 
erfolgt der Kapitalabzug, was den Anlagedruck 
und die Gewinnmaximierung (3d / e) verstärkt. 
Dadurch steigt die Nachfrage nach wertstabi-
len Immobilien.

4.  Niedrig- und Negativzinsen: Die SNB senkt 
Zinsen, was zu Wertverlust führt und Kapital-
lösungen und stabile Investitionen weiter 
erschwert. 

 → 4b generiert den Anlagenotstand

5.  Wertanlage Boden: Als begrenztes Gut bieten 
Immobilien und Boden Inflationsschutz und 
Werterhalt, was die Kapitalflucht dorthin ver-
stärkt.

6.  Kapitalgetriebener Bau: Die hohe Nachfrage 
(Kapitalflucht Boden) löst ab 2008 einen ex-
zessiven Bauboom aus, der sich zunehmend 
vom realen Bedarf entkoppelt. Gebaut wird für 
Geld nicht für Menschen.

7.  Die Nachfrage durch die Finanzmärkte treibt 
den Immobilienmarkt an die Börse.  
→ 7a Der Boden wird als Finanzprodukt 
behandelt, was die Bautätigkeit und Preise 
weiter steigen lässt, ohne Rücksicht auf die 
tatsächliche Wohnraumnachfrage. → Kommo-
difikation von Wohnraum

8.  Superzyklus: 2008–2020 starker Anstieg an 
Wohnungsbauten (50 000 jährlich) für Kapital-
anlagen; eine Preisexplosion prägt den Zyklus. 

 → 8a so entsteht wertstabiles «Betongold»

9.  Raumplanungsgesetz (RPG, 2014): Massnah-
men gegen Zersiedlung zielen auf eine am Be-
völkerungswachstum orientierte Entwicklung ab.

→ 9a Einzonungen und Wachstumsziele der Ge-
meinden müssen der Bevölkerungsentwicklung 
entsprechen. 
→ 9b Bewertung Kommunale Bauzonenauslas-
tung. Die Grösse (in der Summe) der Bauzonen 
muss dem lokalen Bevölkerungswachstum (Sze-
nario 15 Jahre) angepasst werden.  
→ 9c Einzonungsmoratorien bei zu hohen Bau-
landreserven; Gemeinden mit zu vielen Bauland-
reserven dürfen kein neues Bauland erschlies-
sen / müssen auszonen.  
→ 9d Gemeinden mit hohem Bevölkerungswachs-
tum / hoher Bauzonenauslastung müssen den 
Bedarf durch Einzonung, Aufzonung und Innen-
verdichtung decken.

10.  Überhitzung des Immobilienmarkts: Die Preise 
steigen weiter, der Markt wird zunehmend 
spekulativ. Die Gefahr einer Immobilienblase 
wächst.

11.  Wenige institutionelle Anlegerinnen dominie-
ren den Markt, steigende Preise durch 11a,  
Monopol- und Oligopolbildung verhindern 
Marktregulierung. 

12.  Investitionen in Randlagen: Der Mangel an 
zentralem und finanzierbarem Bauland führt 
zu Bautätigkeit in der Peripherie, wo Bauland-
reserven günstig und vorhanden sind. Hohe 
Bautätigkeit bei fehlender Nachfrage führt zu 
hohem Leerstand («Huttwilisierung»).

  → 12c Luxussanierungen und Neubauten 
fördern Gentrifizierung – die Folge sind die 
Verdrängung einkommensschwacher Gruppen 
und soziale Umbrüche.

13.  Konflikt mit Raumplanung: kurzfristige Investi-
tionsziele kollidieren mit langfristigen Planun-
gen, Bauzonenreserven werden kurzfristig 
aufgebraucht. 

14.  Donut-Effekt: Ortskerne verlieren aufgrund 
von Investitionsstau an Attraktivität, während 
Neubauten an den Rändern zu Dumpingprei-
sen angeboten werden.

15.  Neubaufinanzierung und Sanierungsstau: 
Banken finanzieren vor allem Neubauten, was 

Altbausanierungen behindert, den Donut- 
Effekt und die Abrisskultur kumuliert.

16.  Binnenwanderung: Die Bevölkerung weicht 
von abgelebten unsanierten Altbauten im Kern 
auf günstigere Neubauten an Randlagen aus.

17.  Verlust sozialer Bindung: Abwanderung und 
Leerstand führen zum Rückgang des sozialen 
und kulturellen Lebens und zur Verödung von 
Zentren.

18.  Abwanderung von Steuerzahlerinnen: Gutver-
dienende verlassen die betroffenen Gebiete, 
was finanzielle Probleme für die Gemeinden 
bedeutet.

19.  Wohnraummangel trotz hoher Bautätigkeit: 
exorbitante Preise trotz hoher Leerstände bei 
ungebrochener Nachfrage nach bezahlbarem 
Wohnraum.

20.  Covid-19-Pandemie und Homeoffice:  
fördern Nachfrage nach Wohnraum in Ferien-
destinationen und alpinen Regionen.

21.  Zweitwohnungsbau und Konversion der 
Erst- zur Zweitwohnungen im alpinen Raum: 
verdrängen Wohnraum für Einheimische und 
treiben die Preise hoch.

22.  Gesetzeslücke im Zweitwohnungsgesetz 
(ZWG) ermöglicht einen Zweitwohnungsanteil 
über die gesetzliche Massgabe von max. 20 

Prozent hinaus → Strukturwandel durch  
«kalte Betten»: Der hohe Zweitwohnungs- 
anteil in Feriengebieten belastet die Infra-
struktur, die Gemeindefinanzen und den 
sozialen Zusammenhalt.

23.  Hohe Immobilienpreise und der zunehmende 
Zweitwohnanteil fördern Abwanderung und 
erschweren die Zuwanderung Erstheimischer.

24.  Altersstruktur und Zuwanderungsstopp: We-
gen teurem Wohnraum ziehen weniger junge 
Menschen zu, was zur Überalterung beiträgt. 

25.  Vollzugsdefizit: fehlende Steuereinnahmen, 
soziale und finanzielle Erosion. 

26.  Schweizweites Paradoxon: Wohnraummangel 
bei hohem Leerstand.

27.  Entkopplung der Bautätigkeit von realem Be-
darf, Marktmonopole und Oligopole führen zu 
Marktungleichgewichten.

28.  Unvollkommener Markt

29.  Staats- und Marktversagen: Dominanz des Ka-
pitals und unzureichende Regulierung sowie 
Vollzugsdefizite verschärfen die Wohnungsnot, 
der Reformbedarf steigt.

   Ausführliche Erläuterung zu den Verflechtun-
gen von Ursachen und Auswirkungen auf der 
Rückseite
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Boden → Kommodifika-  
tion von Wohnraum
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Gemeinden

18a

Leerstand bei gleich-
zeitig exponentiell 
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preisen
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Fokus Wirtschaft
1)  Im Verständnis unseres Wirtschaftssystems ist Wachs-

tum der Inbegriff einer gesunden Wirtschaft. Die Mass-
einheit ist Geld. Geld wiederum will angelegt werden, 
damit es wachsen kann. 

2)   Geld will sicher angelegt werden und das ist ein Problem. 
Die Wirtschaftskrise von 2007 begann mit einem Pro-
zess der Deregulierung der in der Dotcom-Blase mündete 
und ein erstes Beben auslöste. Zur Stabilisierung der 
Wirtschaft erfolgte eine expansive Geldpolitik, das heisst, 
die Geldmenge wurde ausgeweitet, weshalb das Geld an 
Wert verlor, was wiederum mit der Senkung von Zinsen 
aufgefangen werden musste. Dadurch wurde das Geld 
billig. Verschulden lohnte sich entsprechend und Men-
schen leisteten sich Immobilien, die sie sich eigentlich 
nicht leisten konnten. Bei der ersten Zinserhöhung führte 
das dazu, dass viele Hausbesitzerinnen ihre Hypotheken 
nicht mehr bezahlen konnten, die Banken dadurch auf 
den «faulen» Hypotheken sitzen blieben und ins Schleu-
dern gerieten, weil sie ihre Kosten nicht mehr decken 
konnten. Lehmann Brothers musste Insolvenz anmelden. 
Das wichtigste Kapital, das Banken neben Geld besitzen, 
ist Vertrauen. Diese wurde in der Wirtschaftskrise massiv 
erschüttert. Keine Bank gab der anderen mehr einen Kre-
dit, weil niemand niemandem mehr vertraute. Dadurch 
entstand die Bankenkrise, die 2007–2009 in eine welt-
weite Wirtschaftskrise mündete. Eine Krise deren Auswir-
kungen wir bis heute spüren. 

3)  Lösungen waren gefordert und man erfand das Ge-
schäftsmodell des Shareholdervalues. 

 
 3a)  Shareholderinnen geben Kapital und erwarten im 

Gegenzug ... 
 
 3b)  ... hohe Dividenden, ansonsten ziehen sie ihr Kapi-

tal ab. 
 
 3c)   Entsprechend muss Geld angelegt werden, damit 

für die Dividenden genügend Kapital ausgeschüttet 
werden kann. 

 
 3d)  Es entsteht ein exorbitanter Anlagedruck 
 
 3e)   sowie Renditeorientierung und -maximierung. 

4)   Das Problem des Vertrauens konnte dennoch nicht gelöst 
werden. 2023 führte der Vertrauensverlust zum Aus der 
Credit Suisse und es drohte aufgrund der Systemrelevanz 
der Bank eine veritable neue Weltwirtschaftskrise. Daher 
agiert die SNB in ihrer Geldpolitik stets mit dem Instru-
ment der Zinssenkung bis hin zu Negativzinsen die ... 

 
 4a)   ... bei Inflation durch Zinsanhebung stabilisiert 

werden müssen. Sowohl tiefe Zinsen, negative 
Zinsen als auch Inflation vernichten Kapital. Und 
tiefe Zinsen machen Staatsanleihen (Obligationen) 
uninteressant. 

 
 4b)   In der Summe führt dies zu einem zunehmenden 

Anlagenotstand. 

5)   Sichere, wertstabile Anlagen sind bis heute rar. Immobi-
lien stellen eine der wenigen sichern Anlagestrategien dar, 
weil Boden ein nicht vermehrbares Gut ist und Immobilien 
daher in der Regel an Wert gewinnen. Entsprechend flie-
hen institutionelle Anlegerinnen, Pensionskassen, Banken 
und Versicherungsunternehmen in Immobilien. 

6)   Diese Entwicklung führte zu einem exzessiven Bauboom. 
Zwischen 2008 und 2020 wurde überdurchschnittlich 
viel gebaut, weit mehr, als es die Bevölkerungsentwick-
lung und die Zuwanderung erforderten. 

7)   Im Vordergrund stand nicht mehr die Nachfrage der 
Menschen nach Wohnraum, sondern die Nachfrage des 
Finanzmarktes nach Immobilienanlagen. Institutionelle 
Anlegerinnen brauchen Häuser, um ihr Geld wertvermeh-
rend anzulegen. Verschärft wurde dies durch die oben 
erläuterte Einführung von Negativzinsen durch die SNB 
2015 (4a). Ziel war die Stabilisierung des Schweizer Fran-
kens gegenüber dem Euro, Konsequenzen waren eine 
Reihe von negativen Nebenwirkungen. Diese Indikatoren 
führten zu einer Entkoppelung der Bautätigkeit von der 
Nachfrage (27). 

 
 7a)   Das nicht vermehrbare Gut Boden wurde zum 

Finanz- und Marktprodukt – man spricht von einer 
Kapitalisierung des Bodens. 

8)   Durch die genannten Treiber des exorbitanten Anlage-
drucks, dem ein Anlagenotstand entgegensteht, ver-
schärft durch Niedrigzins und expansive Geldpolitik, 
entsteht eine zunehmend volatile Wirtschaftslage. Die 
Investition in Immobilien ist für viele, insbesondere insti-
tutionelle Anlegerinnen, der einzige Ausweg. So entsteht 
Betongold. 2010 bis 2022 kamen jedes Jahr rund 50 000 
neue Wohnungen auf den Schweizer Markt, also rund 
1000 Wohnungen pro Woche (BFS). 

 
 12 )   Aufgrund der abnehmenden Verfügbarkeit von 

Baulandreserven in den Stadtzentren eröffnen sich 
immer weniger Investitionsmöglichkeiten für Neu-
bauprojekte. Dies führt dazu, dass vermehrt Inves-
titionen in die Gebiete zwischen den Kernstädten 
fliessen. Anders ausgedrückt: Der Bau findet nicht 
mehr primär dort statt, wo die höchste Nachfrage 
nach Wohnraum besteht, sondern in Regionen, die 
noch über ausreichend Baulandreserven verfügen. 
Das Mittelland wird zu einem grossen Überlaufbe-
cken für die Investitionen von Pensionskassen und 
Versicherungsunternehmen. 

   Dies geschieht unabhängig davon, ob es mög-
lich ist, Mieterinnen für die neuen Wohnungen zu 
finden. Trotz knapper werdendem Bauland, trotz 
steigender Leerwohnungsziffer, trotz sinkender 
Zuwanderung, trotz Covid-19-Pandemie, trotz 
Zweitwohnungsgesetz. Der Boom dauerte bis vor 
kurzem ungebrochen an. Die Summen, die in den 
letzten Jahren in den Immobiliensektor flossen, 
sind so enorm, dass sie die Gesetze des Marktes 
verändert und verschoben haben. In der Branche 
spricht man von einem Superzyklus. 

Fokus Raumplanung 
9)   2014 wurde das neue Raumplanungsgesetz (RPG 14) 

erlassen mit dem Ziel und der Prämisse der Verdichtung 
nach innen, um die Zersiedlung zu stoppen. Siedlungen 
sollen dort wachsen, wo die Bevölkerungsentwicklung 
stattfindet und eine gut ausgebaute Infrastruktur vorhan-
den ist. Das ermöglicht die Bevölkerungsentwicklung und 
Raumnachfrage zu lenken, Konflikte zu vermeiden, unsere 
Identität, Landschaft, Natur und Ressourcen zu schützen. 

  Eine Herausforderung dabei ist unser kulturelles Ver-
ständnis von Siedlungsentwicklung. Denn auch dieses ist 
auf Wachstum ausgerichtet. Seit der Herausbildung 

  der Industrialisierung wird Wachstum als Prämisse der 
Siedlungsentwicklung verstanden. 

 
 9a)   Dies stellte den eigentlichen Kulturbruch im bis-

herigen Verständnis der Raumplanung dar. Vor 
dem RPG 2014 entschieden Gemeinden mit dem 
Ziel zu wachsen, Bauland einzuzonen. Unabhängig 
davon, ob eine Zuwanderung stattfand oder nicht 
und «bestellten» die Einzonungsgenehmigung beim 
Kanton, der das meist bewilligte. Nach dem neuen 
RPG fand ein eigentlicher Paradigmenwechsel statt. 
Mit Inkrafttreten des teilrevidierten Raumplanungs-
gesetzes (RPG 1) wurden die Ansprüche an die 
kantonalen und kommunalen Siedlungsplanungen 
deutlich erhöht. Auf kantonaler Stufe legt seither 
der Richtplan das langfristig benötigte Siedlungs-
gebiet fest. Bauzonen können nur noch innerhalb 
dieses Siedlungsgebiets ausgeschieden werden 
und sind auf den Bedarf von 15 Jahren zu dimen-
sionieren. Die Kantone definierten anhand der zu 
erwartenden Bevölkerungsentwicklung Bauland-
ausweisungen und damit auch welche Gemeinden 
künftig wachsen dürfen und welche nicht. 

 
 9b)   Diese Definition der Bauzonenausweisung subli-

miert sich unter dem Begriff des «Fassungsver-
mögens». Die Bauzonendimensionierung dient der 
Einschätzung der Bauzonengrösse der Gemeinde 
und beantwortet die Frage: «Hat die Gemeinde in 
den Wohn-, Misch- und Zentrumszonen ausrei-
chend Platz für die erwartete Bevölkerung (Ein-
wohnerinnen und Beschäftigte) in den nächsten 

  15 Jahren?». Zentraler Kennwert ist die  
  kommunale Bauzonenauslastung. 
 
 9c)   Gemeinden mit einer zu geringen Bauzonenaus-

lastung haben zu viel Bauzonenreserven, für die zu 
erwartenden Bevölkerungsentwicklung. Meist weil 
diese stagnierend oder rückläufig ist. Diese Ge-
meinden unterliegen einem Einzonungsmoratorium 
oder müssen den Überhang an Baulandreserven 
auszonen.

 

 9d)   Im Umkehrschluss haben Gemeinden mit einer zu 
hohen Bauzonenauslastung zu wenig Bauzonen-
reserven, für die zu erwartenden Bevölkerungsent-
wicklung. Diese Gemeinden werden vom Kanton 
verpflichtet, für eine bestimmte Anzahl Menschen 
Wohnraum und Arbeitsplätze zur Verfügung zu 
stellen. Zürich etwa muss bis 2030/35 Raum für 
100 000 zusätzliche Menschen schaffen. Die meis-
ten betroffenen Gemeinden haben jedoch keine 
verfügbaren Baulandreserven oder kein Land mehr, 
das eingezont werden kann. Entsprechend muss 
aufgezont, also nach Innen verdichtet werden. Da 
das Bauland sehr knapp ist, bei hoher Nachfrage, 
wird dies sehr teuer. 

10)  Seit langem haben wir einen überhitzten Immobilien-
markt. Er entsteht, wenn die Nachfrage nach Immobilien 
stark ansteigt und die Preise in kurzer Zeit ebenfalls 
erheblich steigen. Dies erhöht das Risiko einer Immobi-
lienblase, da die Preise nicht mehr durch fundamentale 
Faktoren gestützt sind. Die Gefahr besteht darin, dass ein 
plötzlicher Preisrückgang zu finanziellen Verlusten für In-
vestorinnen und damit zu wirtschaftlichen Instabilitäten 
führen kann. In der Geschichte gibt es mehrere Beispiele 
für geplatzte Immobilienblasen. Diese zeigen, dass die 
Konsequenzen schwerwiegend sind. In der Vergangen-
heit zogen sie Bankenkrisen wirtschaftliche Rezessionen, 
hohe Arbeitslosigkeit und Verluste für Investorinnen 
und Hausbesitzerinnen nach sich. Die Überwachung und 
die Regulierung von Immobilienmärkten wären wichtig, 
um das Risiko von Immobilienblasen zu minimieren und 
deren Folgen zu mildern. 

11)  Der seit 2007 steigende Druck auf wertstabile Immobi-
lien treibt die Preise ungebrochen in die Höhe. Die lang-
anhaltende Preissteigerung auf dem Immobilienmarkt 
führt zu einer Entwicklung, bei der nur wenige Käuferin-
nen mitbieten können und Konkurrenz dadurch ausbleibt. 

 
 11a)   Wenige institutionelle Anlegerinnen erlangen 

dadurch eine dominierende Marktposition, ein 
Marktmonopol (vier dominierende institutionelle 
Anlegerinnen in der Schweiz) respektive Oligopol 
(Versicherungen, Banken, Pensionskassen). Dies 
lässt sich anhand von Indikatoren wie anhaltende 
Preissteigerungen, begrenzter Verfügbarkeit von 
Immobilien, einer Konzentration des Eigentums und 
einer erhöhten Marktdominanz dieser Akteurinnen 
feststellen. Diese Entwicklung hat nicht nur Auswir-
kungen auf die konkurrenzlose Marktdynamik, son-
dern insbesondere auch auf den Wohnungsmarkt 
und die Mietpreise. Die Monopole und hohen Im-
mobilienkosten führen dazu, dass Vermieterinnen 
die gestiegenen Investitionen durch höhere Miet-
preise kompensieren. Dies führt zu einer Belastung 
für Mieterinnen, die bereits mit steigenden Lebens-
haltungskosten konfrontiert sind. Die Konsequen-
zen dieser Entwicklung sind vielfältig. Einerseits 
profitieren Immobilienbesitzerinnen von steigenden 
Vermögenswerten, während andererseits die Zu-
gänglichkeit von bezahlbarem Wohnraum für viele 
Menschen erschwert wird. Dies verstärkt soziale 
Ungleichheit und führt zu Spannungen auf dem Im-
mobilienmarkt. Wenn es aufgrund von Monopolen 
oder starken Oligopolen auf dem Immobilienmarkt 
nur wenige Anbieterinnen gibt, werden die Preise 
dadurch künstlich erhöht (Börsennotierung, Rendi-
teorientierung, Überhitzung Immobilienmarkt), da 
die Verbraucherinnen keine alternativen Optionen 
haben, reguliert sich der Markt nicht selbst. 

12)   Anlagedruck und der gleichzeitige Anlagenotstand 
haben nicht nur einen erheblichen Einfluss auf den 
Immobilienmarkt, seit 2010 / 2015 verschärft durch 
die Geldpolitik der SNB, ist die Neubautätigkeit in den 
Agglomerationsgemeinden und in der Peripherie am 
kräftigsten. Aufgrund der sinkenden Baulandreserven in 
den Zentren gibt es immer weniger Möglichkeiten in Neu-
bauprojekte zu investieren, respektive können sich immer 
wenigere Investorinnen das zunehmend exorbitant hohe 
Preissegment von Immobilien in Kernstädten leisten. 
Entsprechend fliessen die Investitionen in die peripheren 
Räume ab. Damit wird nicht mehr dort investiert, wo die 
Nachfrage am höchsten ist, sondern dort, wo noch un-
genutzter Raum respektive erschwingliches Bauland ver-
fügbar ist. Das Mittelland kann metaphorisch als eine Art 
grosses Reservoir oder Überlaufbecken für die Investitio-
nen von Pensionskassen und Versicherungsunternehmen 
betrachtet werden. 

  
  Die Effekte der Finanzkrise und Geldpolitik der SNB 

hierzulande befördern Anlagestrategien, die einzig der 
Kapitalisierung des Bodens dienen, wodurch Bodenpreise 
in schwindelerregende Höhen getrieben werden. Diese 
bereiten wiederum den Nährboden für eine Abrisskultur 
und für Gentrifizierungsprozesse. 

 
 12a)   In der Schweiz beobachten wir eine bedenkliche 

Tendenz einer Abriss- und Ersatzneubaukultur, 
bei der Gebäude aus rein finanziellen  
Erwägungen bereits nach kurzen Zeiträumen 

(30 – 70 Jahren) abgerissen werden. Dies geschieht 
zum einen, um die Flächenausnutzung zu maximie-
ren und zusätzliche Quadratmeter zu schaffen, und 
zum anderen, um höhere Mieten zu erzielen. Dieser 
Trend steht jedoch im klaren Widerspruch zu den 
Zielen der Nachhaltigkeit und CO2-Reduktion. Bau-
materialien für Neubauten und in der Folge auch 
Bauabfälle gehören zu den schlimmsten CO2-Trei-
bern in der Schweiz und der Abriss von Gebäuden 
verschärft dieses Problem erheblich. 

   Investorinnen und Entscheidungsträgerinnen 
rechtfertigen diesen Trend oft mit der vermeint-
lichen Notwendigkeit der «schnellen Verdich-
tung», um Platz für zusätzliche Einwohnerinnen zu 
schaffen und zahlbaren Wohnraum bereitzustellen. 
Allerdings liegt in diesen Argumenten ein funda-
mentaler Widerspruch. Die Begründung ist oft vor-
geschoben, da der Abriss von Wohngebäuden fast 
immer zur Vernichtung von Restwerten führt und 
zahlbarer Wohnraum verloren geht. Selbst wenn 
Ersatzneubauten in Kostenmiete erstellt werden, 
sind die Mieten häufig deutlich höher, was zu 
Verdrängung führt. Ein weiteres Problem besteht 
darin, dass die neuen Gebäude oft weniger dicht 
belegt sind, da häufig teure oder gehobene Immo-
bilien entstehen, was auf renditeorientierte Inves-
titionen zurückzuführen ist. Verdichtung findet also 
meist nur baulich statt und geht nicht einher mit 
der Schaffung finanziell tragbarer Mieten. 

   Dieser besorgniserregende Trend steht nicht nur 
im Konflikt mit den Zielen des Raumplanungs-
gesetzes (RPG 1) hinsichtlich innerer Verdichtung 
und sozialverträglicher Innenentwicklung, sondern 
gefährdet auch die notwendigen Massnahmen zur 
Reduzierung von CO2-Emissionen. Es ist von dring-
licher Bedeutung, diese Entwicklungen zu über-
denken und nachhaltigere Lösungen zu finden, um 
sowohl finanziell tragbaren Wohnraum zu erhalten, 
den Zielen der Nachhaltigkeit gerecht zu werden 
und nicht zuletzt die Baukultur zu bewahren. 

 
 12b)  In den letzten zwei Jahrzehnten sind in Metropol-

regionen massiv Gebäude verschwunden, in Zürich 
etwa 6200, was circa jedem neunten Gebäude 
entspricht. Dieser Trend gefährdet nicht nur die 
oben genannten Ziele, sondern führt auch zum 
Verlust von Baukultur und Identität. Der unerbitt-
liche Abriss von Gebäuden ohne Rücksicht auf ihre 
historische Bedeutung und ästhetischen Werte 
trägt zur Entwertung des kulturellen Erbes bei. 
Wir müssen diese Entwicklungen überdenken und 
Massnahmen ergreifen, um sowohl die Baukultur 
als auch die Nachhaltigkeitsziele zu schützen und 
zu fördern. 

 
 12c)   Die Dynamik der Abriss- und Ersatzneubaukultur 

und der Leerkündigung für luxuriöse Totalsanie-
rungen generieren bilderbuchartige Gentrifizie-
rungprozesse. Gentrifizierung, angetrieben durch 
Immobilienspekulation, ist ein Prozess, bei dem 
einkommensschwache Gruppen durch steigende 
Miet- und Immobilienpreise verdrängt werden. 
Dies führt zu sozialen und ökonomischen Ver-
änderungen, da wohlhabendere Bevölkerungs-
schichten die Nachbarschaft übernehmen. Die 
Konsequenzen umfassen oft soziale Ungleichheit, 
Verdrängung von Anwohnerinnen und kulturelle 
Veränderungen in den betroffenen Gebieten. 

13)   Das Phänomen des Baubooms ist das Ergebnis von kurz-
fristigen Anlagezielen institutioneller Investorinnen, die 
auf eine Raumplanung der langfristigen Planungen von 
Gemeinden treffen und mit dieser kollidieren. Die Land-
reserven, für Jahrzehnte gedacht, werden schnell bebaut 
und damit langfristige Reserven, ein wichtiges Ziel des 
neuen Raumplanungsgesetz, kurzfristig ausgeschöpft. 

14)   Dieses Phänomen zeigt sich beispielsweise in Huttwil, mit 
der verehrenden Konsequenzen des Donut-Effekts. Die 
beschriebenen langfristigen raumplanerische, volkswirt-
schaftliche und politischen Probleme traten in Huttwil 
nach 2015 exemplarisch auf: Die massive Bautätigkeit 
am Siedlungsrand bei einer gleichzeitig stagnierenden 
Bevölkerungsentwicklung führte zu einem steigenden 
Wohnungsangebot, das nicht nachgefragt war und zu 
einer entsprechenden Zunahme von Leerstand von 
Neubauwohnungen in der Peripherie der Gemeinde. Die 
hohen Leerstände drücken auf das Mietzinsniveau, was 
ein Preisdumping bei Neubauwohnungen1 auslöst. 

15)   Kumuliert wird diese Dynamik durch die Geschäftspraxis 
vieler Banken. Im Kontext von Risikobewertungen verge-
ben Banken Baukredite für Neubauten an institutionelle 
Anlegerinnen und befördern dadurch den spekulativen 
Bauboom.

 
 15a)   Sanierungskredite an Kleinunternehmerinnen oder 

Grundeigentümerinnen von einzelnen Objekten 
im Bestand, meist im Dorf- oder Stadtkern, mit-
unter mit denkmalpflegerischen Auflagen, werden 
aufgrund der erhöhten Risikoeinschätzung kaum 

vergeben. Dadurch entsteht für Altbauten ein In-
vestitionsstau und diese verlieren zusätzlich an 
Attraktivität im Markt. 

16)   Dadurch entsteht das Phänomen der Binnenwanderung. 
Menschen ziehen aus ihren abgelebten Wohnungen im 
Stadtkern in die Peripherie derselben Gemeinde in eine 
neue, grössere und aufgrund des Preisdumpings oft güns-
tigere Mietwohnung. 

17)   Das Bild eines einst hübschen, historischen und leben-
digen Stadtkerns weicht Leerstand mit geschlossenen 
Läden, blinden Fenstern, verlassenen Lokalen, verlottern-
den Dächer. Der historische Kern verliert dadurch nicht 
nur seine Identität und urbane Qualität, sondern auch 
das soziale Leben und der gesellschaftlichen Zusammen-
halt gehen verloren. Die günstigen Wohnungen führen 
zudem zu einem Zuzug von Familien mit eher tiefen 
Einkommen. Ein negativer Strukturwandel setzt ein. 
Während die Einwohnerzahl wächst, nimmt die Zahl der 
Steuerpflichtigen ab. Gleichzeitig steigen die Sozialhilfe-
ausgaben, die Transferleistungen und die Investitionen in 
Infrastrukturkosten sowie in den Schulraum. Die Wachs-
tumsfalle manifestiert sich. 

18)   Das Ziel Steuerzahlerinnen anzulocken kehrt sich trotz 
oder gerade infolge eines schnellen Wachstums ins Ge-
genteil einer Abwanderung um. Die «guten» Steuerzahle-
rinnen kehren der Gemeinde aufgrund der abnehmenden 
Attraktivität und Lebensqualität den Rücken. 

 
 18a)   Die Gemeinde gerät dadurch in einen negativen 

Strukturwandel und eine finanzielle und soziale 
Erosion setzt ein. Die Gemeinde kann ihre Kosten 
nicht mehr decken und kommt in den Finanzaus-
gleich. Droht dieser anzuhalten, ist die Konsequenz 
eine Zwangsverwaltung. Dadurch verlieren Ge-
meinden ihre Gemeindeautonomie. 

19)   Zusammenfassend lässt sich sagen, dass seit der Jahr-
tausendwende vermehrt Geld in den Schweizer Im-
mobiliensektor fliesst, wobei Finanzmarktakteurinnen 
direkten Einfluss auf den Boden nehmen. Die Öffnung des 
Wohnimmobilienmarktes für ausländische Investorinnen 
und die Umgehungen der Lex Koller2 verstärken diese 
Tendenz. Die Einführung von Negativzinsen im Jahr 2015 
hat die Baukonjunktur weiter angekurbelt, da herkömm-
liche Zinsgeschäfte keine Rendite mehr erzielen. Dies 
führt zu spekulativem Bauen für Wertsteigerungen. Die 
Baukonjunktur erzeugte dadurch einen anhaltenden Leer-
stand bei gleichzeitig exponentiell steigenden Immobi-
lienpreisen und einem ausgetrocknetem Wohnungsmarkt 
für zahlbaren Wohnraum. Zurückzuführen ist dies auf 
eine expansive Geldpolitik, Niedrigzinsen und mangelnde 
Anlagemöglichkeiten. Trotz hoher Kaufpreise und ge-
sunkener Renditen bleibt die Nachfrage nach Immobilien 
bestehen. Die Transformation von Industrieunternehmen 
zu Immobiliengesellschaften verstärkte diesen Trend, 
wobei die Marktkapitalisierung und das Fondvermögen 
der Immobiliengesellschaften erheblich zunahmen. Diese 
Gewinnorientierung hat direkte Auswirkungen auf die 
schweizweite Wohnraumentwicklung, wobei Wohnungen 
zu Finanzprodukten wurden, dies hatte erhebliche volks-
wirtschaftliche und gesellschaftliche Konsequenzen. 

Einfluss Covid-19-Pandemie 
20)   Die Covid-19-Pandemie hat die Arbeitswelt in kürzester 

Zeit und in nie dagewesener Weise verändert. Die Einfüh-
rung von Arbeitsmodellen wie Homeofice, New Work und 
das Aufkommen des «Nomadenarbeitens» haben einen 
dramatischen Wandel ausgelöst. Diese Veränderungen 
wurden notwendig, um den Herausforderungen der Pan-
demie zu begegnen, sie haben sich auch als zukunftswei-
sende Trends erwiesen. Insbesondere das Konzept des 
«Nomadenarbeitens» bezieht sich auf eine Arbeitsweise, 
bei der Berufstätige nicht an einen festen Arbeitsplatz 
oder eine bestimmte geografische Lage gebunden sind. 
Stattdessen haben sie die Flexibilität, von verschiedenen 
Orten aus zu arbeiten, sei es von zu Hause, in Cafés, Co-
working-Spaces oder sogar an verschiedenen Standorten 
weltweit. Dieser Trend wurde in der Covid-19-Pandemie 
verstärkt, da viele Unternehmen auf Remote-Work um-
gestiegen sind und Mitarbeiterinnen die Freiheit haben, 
ihren Arbeitsplatz je nach Bedarf zu wählen, was auch die 
Nachfrage nach Wohnraum nachhaltig beeinflusste. 

21)   Homeoffice-Kultur und veränderte Wohnbedürfnisse: 
Die Covid-19-Pandemie hat entsprechend die Nachfrage 
nach Wohnraum in Feriendestinationen und attraktiven 
Naherholungsgebieten erhöht. Die vermehrte Akzeptanz 
des Homeoffice und die Verschmelzung von Arbeits- und 
Freizeitinteressen haben weiter die Wohnraumanforde-
rungen verändert, was zu einem massiven Anstieg der 
Nachfrage nach Wohnungen in diesen Regionen führte. 

Fokus alpiner Raum 
22)   Die gestiegene Attraktivität des alpinen Raums als 

Arbeits- und Wohnort aufgrund der genannten Faktoren 
hat den Immobilienmarkt für Zweitwohnungen in diesen 
Regionen massiv angeheizt. 

 
 22a)  Diese finanziellen Anreize begünstigt die Vermie-

tung von Liegenschaften als Ferienwohnungen 
da dies lukrativer ist als die Vermietung an lokale 
Dauermieterinnen. Gleiches gilt für den Verkauf 
von altrechtlichen und ortsbildprägenden Liegen-
schaften an finanzstarke Käuferinnen, meist aus 
dem Unterland oder Ausland. Besonders proble-
matisch ist die verstärkte Umnutzung von Erst- zu 
Zweitwohnungen aufgrund einer Ausnahmebe-
stimmung im Zweitwohnungsgesetz. Die Ausnah-
mebestimmung «altrechtlicher Wohnraum» und 
«ortsbildprägend» erlauben die Umwandlung von 
Erst- in Zweitwohnraum, selbst wenn der erlaubte 
Anteil von 20 Prozent Zweitwohnungen bereits 
überschritten ist. Die hohe Rendite im Zweitwoh-
nungsmarkt hat dazu geführt, dass diese Option 
vermehrt genutzt wird, was zu einem kontinuier-
lichen Rückgang des verfügbaren Wohnraums für 
Einheimische führt. Vor allem altrechtliche Woh-
nungen in den Dorfkernen sind betroffen. Die Folge 
ist die Entleerung dieser Orte. 

 
 22b)  Mit dem Erlös aus den verkauften Liegenschaften 

im Dorfkern bauen sich Erstheimische am Dorfrand 
in den Bauzonenreserven «Ersatzwohnraum». Mit 
der Konsequenz, das langfristige Reserven kurzfris-
tig aufgebraucht werden, ohne dass Zuwanderung 
erfolgt ist.

 
 22c)   Durch das Zweitwohnungsgesetz, das die Um-

wandlung von Erst- in Zweitwohnraum unter 
bestimmten aber häufig vorkommenden Ausnah-
mebestimmungen erlaubt, zusammen mit dem 
überhitzten Immobilienmarkt, ergibt sich eine sich 
selbst verstärkende negative Entwicklung. Die ver-
mehrte Konversion von Erst- in Zweitwohnungen, 
kurzfristige Konsumation für langfristig ausgelegt 
Bauzonen und die exorbitant steigenden Immobili-
enpreise verhindern gleichzeitig die Zuwanderung 
junger Menschen, die in ihre Heimatregion, ermög-
licht durch die neuen Arbeitsmodelle, zurückkeh-
ren könnten. Was wiederum die dringend benö-
tigte Einzonung von Bauland für Erstwohnraum 
verhindert. Diesen Prozess wird wissenschaftlich 
als autokatalytische, also eine sich selbst ver-
stärkende negative Entwicklung bezeichnet. Dies 
beschreibt die Situation, in der ein Problem oder 
eine Situation sich selbst verschlimmert, da die 
ergriffenen Massnahmen oder die Entwicklung eine 
unerwünschte Abwärtsspirale auslösen. 

 
 22d)   In einigen Gemeinden machen Zweitwohnungen 

bis zu 80 Prozent der Immobilien aus, obwohl ge-
setzlich nur 20 Prozent erlaubt sind. Besonders in 
touristischen Regionen führt dies zur Problematik 
der  «kalten Betten». Die Infrastruktur muss das 
ganze Jahr über in hoher Qualität auf die Quantität 
der Wohnungen aufrechterhalten werden, obwohl 
Zweitwohnungen nur an wenigen Tagen, meist 
zwischen Weihnacht und Neujahr und dann alle 
gleichzeitig, genutzt werden. Dies verursacht hohe 
Kosten, die von Erstheimischen getragen werden 
müssen, bei einer geringen Wertschöpfung für die 
Gemeinde. Zweitheimische leisten keine Steuern 
an die Infrastruktur und tragen wenig zum leben-
digen Dorfleben bei. Die Eigentümerinnen von 
Zweitwohnungen erwarten vielfach einen teuren 
Lebensstandard, der sich auf das Preisniveau in 
den Dörfern auswirkt. Geschäfte, die die Grundver-
sorgung der Einheimischen gewährleisten, werden 
verdrängt, und Wohnraum wird unbezahlbar. 

23)   Dies zeigt sich in steigenden Preisen und einer erhöhten 
Bautätigkeit. Im Gegensatz zu der Binnenwanderung 
aufgrund Preisdumping, analog dem  Donut-Effekt im Re-
ferenzbeispiel Huttwil, verhält es sich in alpinen Regionen 
jedoch etwas anders. Wenn auch mit den gleichen Kon-
sequenzen eines negativen Strukturwandels und eben-
falls einem  Donut-Effekt. Im Unterschied zu physischem 
Leerstand, durch welchen aufgrund Binnenwanderung 
und Mietpreisdumping ganze Dorfkerne entleert werden, 
besteht im alpinen Raum ein subjektiver Leerstand durch 
Zweitwohnungen die stark unternutzt sind, was zu einem 
Verlust von Interaktion und Identität führt. Meist im Dorf-
kern liegen die Wohnungen, die im Zweitwohnungsge-
setz unter die Ausnahmebestimmung «altrechtlich» und 
«ortsbildprägend» fallen und aktuell aufgrund der hohen 
Immobilienpreise und Nachfrage sehr unter Druck gera-
ten und stark von Konversion betroffen sind. Was wiede-
rum dazu führt, dass Erstwohnraum dem Markt entzogen 
wird und diesen weiter stark austrocknet. 

 
 23a)   Was die dringend benötigte Zuwanderung verhin-

dert oder stark erschwert. 

Legende Superzyklus 
Fehlentwicklung

1  In der Regel wurden diese von institutionellen Anlegerinnen erstellt. 
Diese können sich ein Preisnachlass im Unterschied zu einer privaten 
Grundeigentümerin leisten respektive nehmen einen Verlust in Kauf, 
weil die Investitionen in erster Linie aus kapitalen Zwecken erfolgt und 
nicht mit der Absicht Wohnraum zu vermieten.

2  Die Erwerbsmöglichkeiten von Grundstücken durch ausländische 
Personen sind in der Schweiz von Gesetzes wegen eingeschränkt. Diese 
Beschränkungen sind im Bewilligungsgesetz und in der Bewilligungsver-
ordnung geregelt. Die umgangssprachliche Bezeichnung Lex Koller ist 
auf alt Bundesrat Arnold Koller zurückzuführen. Im Gesetz ist als Grund-
satz festgelegt, dass Personen im Ausland für den Erwerb von Grundstü-
cken einer Bewilligung der zuständigen kantonalen Behörde bedürfen. 

3   Definition Marktversagen nach: Paul Krugman, Robin Wells, Volkswirt-
schaftslehre, 2. überarbeitete Auflage, Stuttgart [Freiburg] 2017.

24)   Konsequenz ist, dass auch in peripheren Regionen im 
alpinen Raum (Tourismusgebieten) aufgrund von fehlen-
dem bezahlbarem Wohnraum, keine Zuwanderung statt-
findet. Insbesondere von jüngeren Menschen und Fami-
lien. Dadurch überaltern die Dörfer, Schulhäuser stehen 
leer und die Zupendlerinnenrate steigt. 

25)   Die Problematik der kalten Betten, der fehlenden Zu-
wanderung von jüngeren und gut ausgebildeten Men-
schen, der demographische Überalterung und der 
Abwanderung führt zu sinkenden Steuereinnahmen bei 
gleichzeitig hohen Investitions- und Unterhaltskosten in 
die Infrastrukturen. In vielen Gemeinden setzt dadurch 
auch im alpinen Raum ein negativer Strukturwandel ein. 

 
 25a)   Mit der Konsequenz, dass einige Gemeinden von 

Finanzausgleich abhängig werden (analog 19a). 

26)   Im alpinen Raum entsteht eine Pervertierung der Wohn-
raumsituation; es besteht eine ausgeprägte Wohnraum-
knappheit für bezahlbaren und nachgefragten Erstwohn-
raum bei einem gleichzeig hohen «faktischen Leerstand» 
(bis zu 80 Prozent) durch unternutzte Zweitwohnungen. 
Sowohl im alpinen als auch urbanen Raum führt Gentri-
fizierung zu segregativer Verdrängung. 

27)   Die Entkoppelung von Bautätigkeit und Bevölkerungs-
entwicklung sowie die Entkoppelung zwischen Bautätig-
keit und realer Nachfrage, etwa nach zahlbarem Wohn-
raum in den Grosszentren und Tourismusregionen, lässt 
sich in vier Entwicklungstendenzen abbilden: 

 1.  eine exponentiell steigende Zunahme von Leerstand 
in Räumen ausserhalb der Metropolitanachsen,

 2.   eine exponentielle Zunahme von Zweitwohnungen 
insbesondere in Tourismusgebieten, 

 3.   Gentrifizierung mit segregativen Auswirkungen in 
Zentrumsgebieten und alpinem Raum,

 4.   Zunahme von Wohnungsnot in urbanen Räumen 
und Tourismusgebieten. 

28)   Zusammengefasst bilden diese Entwicklungen die Fakto-
ren für einen unvollkommenen Markt. Aktuell produziert 
der Markt an der Nachfrage vorbei, der Wohnungsmarkt ist 
enorm angespannt und es ist schwierig, qualitativ hoch-
wertige Wohnungen zu finden, die den Bedürfnissen der 
Verbraucherinnen entsprechen (finanziell tragbarer Wohn-
raum). Dies führt dazu, dass einige Menschen keine ange-
messenen Wohnungen finden oder zu hohe Preise zahlen. 
Ein unvollkommener Wohnungsmarkt ist per Definition3 
durch begrenzte Informationen, eingeschränkte Markt-
zugänge, staatliche Interventionen oder Monopolmacht 
gekennzeichnet, was zu Verzerrungen in Angebot und 
Nachfrage sowie zu ungleichen Marktergebnissen führt. 

29)   Fazit Markt- und Staatsversagen: Zusammenfassend 
lässt sich feststellen, dass das Marktversagen auf dem 
Schweizer Wohnungsmarkt durch Monopole, starke 
Oligopole und externe Effekte, insbesondere in begehr-
ten Regionen wie etwa St. Moritz und Gstaad, Zürich und 
Genf, verstärkt wird. Künstliche Preissteigerung, unzurei-
chende Marktregulierung und unangemessene Berück-
sichtigung von externen Auswirkungen führen zu einem 
unvollkommenen Markt. Das Ergebnis ist ein enorm an-
gespannter Wohnungsmarkt, in dem ein Teil der Bevölke-
rung Schwierigkeiten hat, finanziell tragbaren Erstwohn-
raum zu finden. 

  Darüber hinaus tragen das Vollzugsdefizit des Raumpla-
nungsgesetzes (RPG) und das Zweitwohnungsgesetz als 
weitere Faktoren zur Problematik bei. Der Bauboom, der 
2014 mit der Umsetzung des RPG 1 begann, zeigt ein Voll-
zugsdefizit bei der Raumplanung, das zu unkontrollierter 
Expansion und unzureichender Nutzung von Wohnraum 
führt. Das Zweitwohnungsgesetz, insbesondere die Aus-
nahmebestimmungen zur Konversion von Erst- zu Zweit-
wohnraum bei altrechtlichen oder ortsbildprägenden 
Bauten, verstärkte die Zunahme von Zweitwohnungen in 
begehrten Regionen; erzielt wurde genau das Gegenteil 
des ursprünglichen Zwecks der Zweitwohnungsgesetzes. 

  Wirtschaftliche Partikularinteressen wie die Kapitalisie-
rung des Bodens und der Anlagedruck bei gleichzeitigem 
Anlagenotstand spielen ebenfalls eine zentrale Rolle. 
Dies führt dazu, dass der Wohnungsmarkt nicht effektiv 
den Bedürfnissen der Bevölkerung entspricht, da die 
Wohnungsnachfrage nicht primär durch diese Interessen 
gesteuert wird. Das Gesamtbild betont das umfassende 
Markt- und Staatsversagen im Kontext des Wohnungs-
markts in der Schweiz, das dringende Massnahmen und 
eine umfassende Neubewertung erfordert. 


